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Vom Gebührenrecht zur Urkundensteuer 


Von Ministerialrat Borutfau, Berlin, Reichsfinanzministerium 


In Oſterreich gilt ab 1. April 1939 das reichs⸗ 
deutſche Urkundenſteuergeſetz mit ſeinen Durchfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen. Die vielen Abweichungen der 
materiellen und formellen Vorſchriften des Urkunden⸗ 
ſteuerrechts von dem Gebührenrecht bringen es mit ſich, 
daß der Übergang vom alten zum neuen Recht als nicht 
einfach zu bezeichnen iſt. Die folgende Aufſtellung ſoll 
dazu dienen, allen Beteiligten das Hineinfinden in das 
neue Recht leichter zu geſtalten. Dieſes Ziel will ich 
dadurch erreichen, daß ich in laufender Folge den Vor⸗ 
ſchriften des öſterreichiſchen Gebührenrechts den 
Hinweis auf die entſprechenden Beſtimmungen des 
Urkundenſteuerrechts gegenüberſtelle. 
Jeder, der bisher das Gebührenrecht anzuwenden 
hatte, iſt damit vertraut, wo er innerhalb der Vor- 
ſchriften des Gebührengeſetzes und innerhalb der 
alphabetiſch geordneten Tarifpoſten und Tarifſchlag⸗ 
worte des Allgemeinen Gebührentarifs die gewünſchte 
Vorſchrift zu ſuchen hatte. Indem ich an das Ge⸗ 
bührengeſetz und den Allgemeinen Gebührentarif an⸗ 
Fnüpfe, führe ich fo den Leſer der Aufſtellung auf dem 
i eg über die bereits geläufigen Beſtimmungen mühe⸗ 
los zu den neuen Vorſchriften des Urkundenſteuer⸗ 
rechts. Wo an die Stelle von Gebührenvorſchriften 
Ueſtimmungen anderer Verkehrſteuergeſetze als des 

rkundenſteuergeſetzes getreten ſind, ſind dieſe anderen 


eſtimmun 1 = 
zeichnet gen in der Aufſtellung ebenfalls ver 


1936 0% Urkundenſteuergeſetz vom 5. 5. 
beit; AGBl. 1 S. 407) nebſt den Durchführungs⸗ 
dare mungen vom 6. 5. 1986 (RG Bl.] S. 424) ift 
durch die Dreizehnte Verordnung zur Einführung 
27. ö rechtlicher Vorſchriften im Land Oſterreich vom 
27. 2. 1939 (RGBl. 1 S. 379) mit Wirkung vom 1. 4. 
1939 in Oſterreich eingeführt worden. Auf Grund des 
$4 der Verordnung hat der Reichsminiſter der Fi⸗ 
nanzen in dem Erlaß vom 23. 3. 1939, S 5630 — 85 III, 
angeordnet, daß mit Wirkung ab 1. 4. 1939 nur noch 


die folgenden Gebühren nach Maßgabe der 

öſterreichiſchen gebührenrechtlichen Vorſchriften er⸗ 

hoben werden: 

1. die Immobiliargebühren, 

2. die Erbgebühren, Erbgebührenzuſchläge, 
kungsgebühren und Nachlaßgebühren, 

3. die Gebühren von Totaliſateur⸗ und Buchmacher⸗ 
wetten, Lotterien, Verloſungen, Ausſpielungen und 
Lottoanlehen, 

4. der Spielkartenſtempel, 

5. die Gerichtsgebühren. 


Die Vorſchriften über Erbgebühren, Erbgebühren⸗ 
zuſchläge und Schenkungsgebühren ſind jedoch inſoweit 
nicht mehr anzuwenden, als ſie ſich auf die Gebühren⸗ 
bemeſſung durch die Gerichte und die Entrichtung der 
Gebühr in Stempelmarken beziehen. 

Alle anderen als die unter Ziffern 1 bis 5 be⸗ 
zeichneten öſterreichiſchen gebührenrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften ſind ab 1. 4. 1939 außer Kraft getreten. 

Zur folgenden Gegenüberſtellung des Ge⸗ 
bührenrechts und des Urkundenrechts 

1. Abkürzungen: 
DB = Durchführungsbeſtimmungen zum Ur⸗ 


Schen⸗ 


kundenſteuergeſetz, 
ErbSst = Erbſchaftſteuergeſetz, 
84 = ian 
= Finanzämter, 
GG = Gebührengeſetz vom 9. 2. 1850, 
RGBl. Nr. 50, ſamt Nachträgen, 
GrESt g Grunderwerbſteuergeſetz, 
KBG Kapitalverkehrſteuergeſetz, 4 f 
TP — Tarifpoſt des Allgemeinen Gebührentarifs 
1925, 
Urkst Urkundenſteuer, 


UrkSt = Urkundenſteuergeſetz. 

. 88 der linken Spalte ohne Zuſatz ſind 88 des GG, 

88 der rechten Spalte ohne Zuſatz find 88 des UrkStG. 

3. Tarifpoſten und Tarifſchlagworte, die nur Hinweiſe auf 
andere Tarifpoſten oder Tarifſchlagworte oder auf den 
Gerichtsgebührentarif enthalten, ſind in die Gegenüber⸗ 
ſtellung nicht aufgenommen worden. 


d 
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Gebührengeſetz | Urkundenſteuergeſetz 


1. Hauptſtück. Von der Gebühr der Abgabe 
Erſter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen 


$ 1 Der Gebühr unterlagen: 
§ 1 A. Rechtsgeſchäfte, teils unter der Vorausſetzung, 
daß eine Urkunde (als Beweismittel) errichtet 
war, teils ohne Vorliegen einer Urkunde. 


§ 1 C. Zeugniſſe und gewiſſe Bücher. 
§ 1 D 1. Eingaben an Behörden uſw. 
2. Eintragungen zur Erwerbung dinglicher Rechte 
in die öffentlichen Bücher. 


3. Amtliche Ausfertigungen. 


Zu den Bemerkungsüberſchriften der amtlichen 
Ausgabe des GG: 
S. 8. Stornierung und Rücktrittsberechtigung. 


S. 14. Inhalt maßgebend; gebührenrechtliche Qualifikation 


des Tatbeſtands. 


S. 17. Zuſtandekommen des Vertrags. 


. Irrtum. 


. Genehmigung. 
Gebührenpflicht entſtand teils bei Beurkundung, teils 
nach Genehmigung. Auch in dieſem Fall waren der 
Sachverhalt und die Geſetzesvorſchriften zur Zeit der 
Beurkundung maßgebend. 


S. 23. Ungültigkeit. 


S. 26. 11 5 der Verträge. 
ei den im 8 1 A 8 GG bezeichneten Rechtsurkunden 
war es auf die Gebührenpflicht ohne Einfluß, ob die 
Urkunde mit den zur Beweiskraft erforderlichen 
Förmlichkeiten verſehen war oder nicht. 


S. 28. Bedingte Verträge. 


Für das UrfSt® gilt der Grundſatz: Keine UrkSt. ohne 

Urkunde. Der Urkst. unterliegen: 

1. die im Geſetz bezeichneten Rechtsgeſchäfte und 
ſonſtigen Rechtsvorgänge, wenn über ſie im Inland eine 
Urkunde errichtet worden iſt; 

2. die in den §§ 45 bis 47 bezeichneten Urkunden, 
wenn ſie im Inland errichtet worden ſind. 

Die Steuerpflicht iſt zu Ziffer 1 auf dem Inhalt der 

Urkunde begründet; die Urkunden zu Ziffer 2 unterliegen 

mit Rückſicht auf ihre Form der Steuer. 

Einem Teil der Gebühren entſprechen reichsdeutſche 
beſondere Verkehrſteuern außerhalb des UrtSt®. Dieſe 
Steuern ſind nicht als Urkundenſteuern geſtaltet; bei ihnen 
iſt daher das Vorliegen von Urkunden nicht grundſätzliche 
Vorausſetzung der Steuerpflicht. 

Keine UrkSt. 

Keine UrkSt. 

Der UrkSt. unterliegen nicht Eintragungen in öffentliche 

Bücher, ſondern gewiſſe Eintragungsbewilligungen und 

hilfsweiſe Eintragungsanträge (vgl. unten zu TP 46), 

Nur Ausfertigungen gerichtlicher oder notariel- 

ler Urkunden und von Urkunden gewiſſer „anderer Stel⸗ 

len“ unterliegen der UrkSt. (Hinweis auf § 47 und den 

für § 47 entſprechend anwendbaren Abſatz 9 des § 45). 


Die Vernichtung der Urkunde iſt für die Beſteuerung ohne 
Bedeutung; das gleiche gilt für die Aufhebung eines 
Rechtsgeſchäfts und das Unterbleiben ſeiner Ausführung 
(89 Abſatz 3). Ebenſo berührt die Einräumung und der 
1 des Rücktrittsrechts die Steuerpflicht 
nicht. 

Schulderklärungen über Darlehen unterliegen wie der 
Gebühr jo der UrkSt. auch dann, wenn es zur Auszahlung 
des Darlehnsbetrags nicht kommt. 


Für die Beſteuerung iſt der Urkundeninhalt maßgebend 
(89 Abſatz 1). Die rechtliche Beurteilung des Inhalts der 
Urkunde iſt ebenſo wie nach öſterreichiſchem Recht unab⸗ 
hängig davon, welche Überſchrift oder ſonſtige rechtliche Be⸗ 
zeichnung die Parteien für ein Rechtsgeſchäft gewählt haben 
und welche Auffaſſung von der rechtlichen Natur des Ge⸗ 
ſchäfts bei den Beteiligten obgewaltet hat. Maßgebend iſt 
die aus dem bürgerlichen Recht ſich ergebende, objektiv zu⸗ 
treffende rechtliche Beurteilung des Urkundeninhalts. 
Verträge ſind übereinſtimmende rechtsbedeutſame Willens⸗ 
erklärungen ſich gegenüberſtehender Beteiligter. Läßt die 
Urkunde dieſe Willensübereinſtimmung erken⸗ 
nen, fo entſteht die für einen Vertrag vorgeſehene UrkSt. 
Im Gegenſatz zum öſterreichiſchen Recht berührt die (er- 
folgreiche) Anfechtung die nach dem Urkundeninhalt entſtan⸗ 
dene Urkundenſteuer nicht. 
Bedarf ein Rechtsgeſchäft der Genehmigung oder Beſtäti⸗ 
gung einer Behörde oder eines Dritten, ſo entſteht die 
Steuerſchuld für das beurkundete Rechtsgeſchäft erſt mit 
der Genehmigung oder Beſtätigung (8 2 Abſatz 2). 
Dagegen iſt es auf die Entſtehung der Steuerſchuld ohne 
Einfluß, wenn die Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäfts von 
der Bestätigung eines der Beteiligten abhängt (§ 9 
Abſatz 2). Für die Beſtenerung maßgebend iſt die Sach⸗ 
und Rechtslage zur Zeit der Entſtehung der Steuerſchuld. 
Die Ungültigkeit oder Nichtigkeit iſt — anders als nach 
öſterreichiſchem Recht — nur dann zu berückſichtigen, wenn 
ſie ſich aus dem Inhalt der Urkunde, z. B. aus einem 
Formmangel, ergibt. 
Iſt eine für die Urkunde geſetzlich vorgeſchriebene 
135 nicht gewahrt, ſo gelangt eine Steuer nicht zur Ent⸗ 
ehung. 


Auf die Entſtehung der Steuerſchuld iſt es ohne Einfluß, 
wenn die Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäfts von einer Be⸗ 
dingung abhängt (8 9 Abſatz 2). 
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Gebührengeſetz 


88 3 bis 5 
Die Abgabe wurde eingehoben entweder 
a) mittels des Stempels 


oder 
b) unmittelbar. 
Die Gebühr wurde entweder in einem feſten oder in einem 
mit dem Wert des Gegenſtands nach Abſtufungen dieſes 
Werts (Skalen) oder nach Prozenten desſelben wachſenden 
Betrag bemeſſen. 
* 
Kein gerichtliches Verfahren zur Entſcheidung über die 


2 


Gebührenpflicht und über das Ausmaß der Gebühr. 
Es galten beſondere Verfahrensvorſchriften. i 


8 7 
Einbringung unberichtigter Gebühren. 


8 8 
1 in Konkursfällen. 
9 


Die Gebühr unterlag der Verjährung nach dem Verjäh⸗ 

rungsgeſetz vom 18. 8. 1878 (RG Bl. Nr. 31). 55 

88 10 bis 13 

Befreiungen, gegründet 

a) 55. den Gegenſtand der Urkunde oder des Rechtsgeſchäfts 
oder 

b) auf die Perſon, von welcher oder für welche die nebü s 
pflichtige Handlung vorgenommen würde nn 


Bedingte und unbedingte Befreiung von der Abgabe. 


Zweiter Abſchnitt. Beſondere 
8 15 | 


a bei Urkunden, die mehrere Leiſtungen 


816 
bei wiederkehrenden Leiſtungen. 


8 17 


Dei ge: 5 
ei Leiſtungen, deren höchſtes Ausmaß beſtimmt iſt, oder 


mit 5 . 5 
Mari r Wahl (Bemeſſung der Gebühr nach dem 


8 18 


bei Gegenſtänd 4 5 5 2 
andere nicht ſchabbar n der eine Teil ſchätzbar, der 


9 
7 der Bemeſſung. 


Zuſammentreffen ei 
Perſon. . 


88 21 bis 24 und € 
1850, RG Bl. Nr. 70 kempelmarkenverordnung vom 28. 3. 


. 


er befreiten mit einer nicht befreiten 


Arten der Erfüllung der 

5 u. aus eu n Ars 
in mit dem geſetzmäßigen 
ſchrieben werden — >, 


pelpflicht. 
daß der Urkundentext auf 
empel verſehenes Papier ge⸗ 


Urkundenſteuergeſetz 


Die UrkSt. wird nach § 3 DB entrichtet entweder 
a) unter Verwendung von Steuerzeichen, nämlich Steuer⸗ 
marken oder Steuerbogen (88 4 ff. DB), oder 

b) durch Erhebung zu den Gerichtskoſten (58 27 ff. DBB). 
Das UrkStG kennt keine nach Wertabſtufungen bemeſſene 
Steuer, ſondern nur eine feſte Steuer (1,50; 35 5; 10; 20 und 
100 RM) und eine nach dem Wert des Gegenſtands in 
Sätzen vom Hundert oder vom Tauſend berechnete Steuer. 


Gegen die Steuerfeſtſetzung iſt der Einſpruch zuläſſig 
($ 45 DB, § 229 AO). Gegen die Einſpruchsentſchei⸗ 
dung iſt die Berufung an das Finanzgericht und gegen die 
Berufungsentſcheidung die Rechtsbeſchwerde an den Reichs⸗ 
finanzhof gegeben ($ 228 und § 229 AD). 

Es gelten die allgemeinen Vorſchriften. Jedoch werden für 
nachgeforderte Steuerbeträge Steuerzeichen nicht ver⸗ 
wendet ($ 3 Abſatz 2 DB). 

Für die UrkSt. gilt dasſelbe wie für die Gebühr. 


Die UrkSt. verjährt in fünf Jahren, hinterzogene Be⸗ 
träge verjähren in zehn Jahren (88 147 ff. AD). 


Das UrkStcg kennt keine perſönlichen Befreiungen. 
Allgemeine fachliche Ausnahmen von der Beſteuerung ſind 
im § 4 UrkStG und 88 36 und 38 DB enthalten. Daneben 
gibt es in Einzelbeſtimmungen (3. B. § 12 Abſatz 4) beſon⸗ 
dere ſachliche Befreiungsvorſchriften. Eine Zuſammenſtel⸗ 
lung der Befreiungsvorſchriften in anderen Reichsgeſetzen 
bringt Boruttau, Erläuterungsbuch zum UrkStG, 3. Aufl. 
1938 im Anhang 5: S. 397 bis 419. 

In Bundesgeſetzen und anderen öſterreichiſchen 
Vorſchriften enthaltene Gebührenbefreiungen und ermäßi⸗ 
gungen treten mit dem 1. 4. 1939 außer Kraft. Nur bezüg⸗ 
lich der noch nicht aufgehobenen Gebühren (Immobiliar⸗ 
gebühren, Schenkungsgebühren uſw.) gelten bis zur Auf- 
hebung dieſer Gebührenvorſchriften die Befreiungen und 
Ermäßigungen weiter. 

Dem UrkStG unbekannt. 7 


Veſtimmungen über die Stempelgebühr 


Auch nach dem UrkStG erfolgt Zuſammenrechnung. 


Maßgebend ſind die 88 15 bis 17 des Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetzes und die $$ 73, 75, 76 der DB zum 
RBewG. Dieſe Vorſchriften und die 88 10 bis 14 des 
RBewcç ſind in Oſterreich zuſammen mit dem UrkStc ab 
1. 4. 1939 anzuwenden. Sie ſind in der Handausgabe des 
Ust auf S. 99 ff. und im Erläuterungsbuch Boruttau 
bei 85 abgedruckt. 

Iſt die Höchſtleiſtung bedingt zugefagt, fo ift fie der 
Beſteuerung zugrunde zu legen (§ 9 Abſatz 2). Sonſt hat 
überwachung nach § 41 DB zu erfolgen. Wegen der Ein⸗ 
räumung eines Optionsrechts vgl. z. B. § 13 Abſatz 8 Zif⸗ 
fer 3. 

Die Regelung iſt dieſelbe. 

Beiſpiel: Bezieht ſich eine Bankvollmacht auf das gegen⸗ 
wärtige (feſtſtellbare) und das künftige (unſchätzbare) Bank⸗ 
guthaben, ſo iſt mindeſtens die Unſchätzbarkeitſteuer mit 
1,50 RM zu erheben; ergibt die Berechnung nach dem 
gegenwärtigen Guthaben eine höhere Steuer, ſo iſt (nur) 
dieſe zu erheben. 


85 Abſatz 8. 
Das UrkStG kennt keine perſönlichen Befreiungen. 


Grundſatz: Die Urkunde iſt einem FA oder einem 
Steuermarkenverwalter zur Verſteuerung vorzulegen (8 4 
Abſatz 2 DB). 

Nach dem UrkStG iſt die Urkunde erſt zu verſteuern, nach⸗ 
dem ſie durch die Niederſchrift des Textes und die Unter⸗ 
zeichnung errichtet worden iſt. 
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Gebührengeſetz 


8 25 

Im Fall geſtatteter Nachſtempelung der Urkunde haben die 
Stempelämter die von der Partei verlangte Stempelauf⸗ 
drückung zu vollziehen, ohne in die Beurteilung einzugehen, 
ob das nach Verlangen der Partei aufzudrückende Stempel⸗ 
zeichen dem Inhalt und der Natur der Urkunde entſpricht. 
5 28 

Unmittelbare Berichtigung der Gebühr. 


88 31 bis 36 

Außere Bedingungen bei Ausfertigung der Urkunden in 
Abſicht auf die Stempelpflicht; wie dieſelben zu ſchreiben 
15 zwei oder mehrere Urkunden unter einem Stempel 
uſw. 


8 37 k 
Punktationen. 


§ 38 
Nobationen. 


8 39 
Verſchiedene Geſchäfte in einer Urkunde. 
40 
Steuerpflicht zweier oder mehrerer Exemplare. 


8 41 
Umtauſch von Stempelwertzeichen. 


Urkundenſteuergeſetz 


Entſtehung der Steuerſchuld: 
a) bei inländiſchen Urkunden: $ 2, 

b) bei ausländiſchen Urkunden: § 8. 

Fälligkeit der UrkSt.: 87. 

Steuerentrichtung unter Verwendung von Steuerzeichen: 
58 4 ff. DB. 

Die UrfSt. wird von den FA und ihren Hilfſtellen (ſiehe unten 
zu § 42 GG) feſtgeſetzt. Die Einſicht in die vorgelegte 
„ darf den FU nicht verweigert werden (8 9 Abſatz 2 


Die UrkSt. wird bar entrichtet: 


a) bei der Erhebung zu den Gerichtskoſten (8 8 Abſatz 1 
Ziffer 2 DB), 

b) 85 Nachforderung von Steuerbeträgen (§ 3 Abſatz 2 
Do 


c) im Fall der Unmöglichkeit, die Urkunde beizubringen (8 4 
Abſatz 3 DB), 2 

d) in den Überwachungsfällen (§ 15 Abſatz 2, § 30 Abſatz 4, 

42 in 4 DB), 

e) bei der Beſteuerung im Weg der Abfindung gemäß Gr: 
laß des Rdß vom 1. 4. 1937 zu IV, abgedruckt im Erläu⸗ 
terungsbuch, Anhang 7, S. 426. 

Entſprechende Vorſchriften find im UrkStch und in den DB 

nicht enthalten. Das beruht in der Hauptſache darauf, daß 

die UrkSt. erſt feſtgeſetzt wird, wenn eine vollſtändige Ur: 
kunde vorliegt, deren Errichtungsart, abgeſehen von den 

Formerforderniſſen des bürgerlichen Rechts, im Belieben 

der Beteiligten liegt. Über die geringeren Formerforder⸗ 

niſſe des UrkStG vergleiche: 

§ 2 Abſatz 1 Ziffer 2b: die nur von ein em Vertragsteil 

unterzeichnete privatſchriftliche Urkunde über einen Vertrag, 

§ 8 Abſatz 1: die mechaniſch hergeſtellte oder mit Na⸗ 
menszeichen vollzogene Unterſchrift, 

$ 8 Abſatz 2: die Verhandlungsniederſchrift 

und ihr gleichſtehend das Gedenkprotokoll, 

§ 8 Abſatz 3: der durch Austauſch von Briefen zu⸗ 

ſtande kommende Vertrag; ſteuerpflichtig nur nach Maß⸗ 
gabe der $$ 13 bis 15. 
Eunftafionen (Vorverträge) find „ſonſtige Verträge“ im 
inn des § 20, wenn ihr Inhalt ergibt, daß nach dem Ver⸗ 
tragswillen zunächſt der Abſchluß des Hauptvertrags ver⸗ 
langt und erſt, nachdem dieſer errichtet ſein wird, die Er⸗ 
füllung begehrt werden kann. Haben die Vorverträge aber 
ſchon die ec ngen wie Hauptverträge, ſo ſind ſie je 
nach ihrem Inhalt bereits als Kauf⸗, Miet⸗, Dienſt⸗ uſw. 

Verträge zu verſteuern. 

Es gilt der Grundſatz, daß jede Urkunde nach Maßgabe 

ihres Inhalts zu verſteuern iſt. 

Entſprechend $ 10. 


Die Beſteuerung der Erſtſchriften und der Doppel⸗ 
ſchriften iſt im § 11 UrkstG und 8 48 Dy geregelt. 
N 48 DB: Umtauſch unverſehrter Steuermarken, 

49 DB: Erſatz beſchädigter Steuerzeichen. 


Dritter Abſchnitt. Beſondere Beſtimmungen über die unmittelbare Gebührenentrichtung 


8 42 
Gebührenbemeſſungsämter. 


8 43 
Anzeige⸗ und Vorlagepflicht. 


Das Urkstc kennt nicht die grund ſätzlichen Inter: 
ſchiede, die für die Stempelgebühr und die unmittelbar zu 
entrichtende Gebühr beſtanden. Wo im USt Bar 
entrichtung der Steuer vorgeſchrieben iſt (vgl. oben zu 828 
GG), handelt es ſich nur um ein von der regelmäßigen 
Handhabung abweichendes Verfahren. 


Die UrkSt. wird von den Fa verwaltet, die mit der Verwal⸗ 
tung der Kapitalberkehrſteuern beauftragt find (§1 DB); 
in Oſterreich von den Fa für Verkehrſteuern in Wien, 
Graz, Klagenfurt, Innsbruck, Linz, Niederdonau in Wien. 
Als Hilfſtellen ſind mit den in den DB bezeichneten 
Aufgabengebieten berufen die 1 5 FA, Zollämter, die 
Markenverwalter, Notare, Urkundsbeamken der Behörden, 
Gerichtsvollzieher und Poſtbeamten, Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtellen der Gerichte. 


Vgl. oben zu 88 21 bis 24 GG. 
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8 44 
Friſt zur Anzeige und wem ſie obliegt: Die Verſteuerung iſt innerhalb der Fälligkeitsfriſt herbei⸗ 
a) bei Rechtsgeſchäften. zuführen. Die Steuer wird regelmäßig zwei Wochen nach 
Entſtehung der Steuerſchuld fällig (§S7). Die Entſtehung 
der Steuerſchuld ergibt ſich aus $2. Zu beachten: Bei den 
im Ausland errichteten Urkunden entſteht die Steuerſchuld 
mit dem Gebrauch im Inland (83 Abſ. 2), nicht mit dem 
. Einbringen in das Inland. 
) bei Verlaſſenſchaftsabhandlungen. Die Vorſchriften gelten weiter. Nach Einführung des Erb⸗ 
ſchaftſteuerrechts find deſſen Sonderborſchriften 
8 1 — N 2 8 anzuwenden. 
e) bei Eintragungen in die öffentlichen Bücher. Die Amtshandlung des Gerichts unterliegt nicht der 
UrkSt. Die Steuer für Eintragungsbewilligungen und 
Eintragungsanträge (vgl. unten zu TP 46) iſt grund⸗ 
ſätzlich außerhalb des gerichtlichen Verfahrens zu ent⸗ 
22555 richten. Siehe aber auch § 27 Abſ. 1 Ziff. 2 DB. 
ebührenbemeſſung. Grundſatz. Die Steuer iſt zu den in den 88 12 ff. bezeichneten Sätzen 
oder feſten Beträgen zu berechnen. Die Erhebung einer 
Feſtſteuer für die Urkunde neben einer Wertſteuer für 
Er 49 bis 52 und 56 den Rechtsvorgang findet nicht ſtatt (vgl. $45 Abſ. 3 und 4). 
rt der Gebührenbemeſſung. Maßgebend find die Umſtände zur Zeit der Entſtehung der 
Steuerſchuld. Gegebenenfalls hat Überwachung zu er⸗ 
5 folgen (§ 41 DB). Für die Bewertung gelten die bei $ 16 
85 . N 8 G genannten Vorſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes. 
AN der gerichtlichen Schätzung. Keine entſprechende Vorſchrift. 
b durch gegenſeitiges Übereinkommen. Dem UrkStG unbekannt. 
1 ſchätzbarer und nicht ſchätzbarer Gegen⸗ Siehe oben zu $18 GG. 
5 60, 61 
inzahlung der Gebühr. Die Barentrichtung der Steuer hat innerhalb der im Einzel⸗ 


fall geſetzten Friſt zu erfolgen. 


Sn e, Von der Verpflichtung zur Entrichtung der Abgabe und Haftung 


Verpflichtung zur Entrichtung der Abgabe und Haftung. Steuerſchuldner find die im 86 Abſ. 1 und 2 ge- 
8 77 nannten Perſonen; 
Zurückerſtat 8 für die Steuer Haftende: 86 Abſ. 8. 

erllattung des ungebührlich Entricheten. Für die Erſtattung von UrkSt. aus Rechtsgründen 


finden die 88 151 ff. AD Anwendung. Das Verfahren iſt 

im § 46 DB geregelt und in Bem. 1 (Erſtattung nicht feſt⸗ 

8 78 geſetzter UrkSt.) und 1181) 5 1 (Er⸗ 
5 ſtattung feſtgeſetzter UrkSt.) dargeſtellt. 

Beſchwerdeführung bei Bemeſſung der Abgabe. Siehe oben zu $6 GG. 


III. ga üd, s 85 
88 79 bis 81 Hauptſtück. Von den Geſetzesübertretungen 


Nachträgli N | 
verfahren e Folgen der Gefehesübertretungen ohne Straf» Eine Steuererhöhung entſprechend der Gebührenerhöhung 
(bis auf das Fünfzigfache) kennt das Steuerrecht des Alt⸗ 
reichs nicht. Zu bar geforderten Beträgen iſt gegebenen⸗ 
88 82 bis 89 falls ein Zuſchlag von 2 b. H. nach dem Steuerſäumnis⸗ 


Gefällſtrafen geſetz vom 24. 12. 1934, RGBl. I S. 1271, zu entrichten. 
8 00 48 Anzuwenden find die §§ 391 ff. AO. 
Waftun 1 = > 
592 g für die Strafen. Entſprechende Haftungsvorſchriften für öffentliche Beamte, 
Anzeige d Rechtsanwälte und Notare gibt es nicht. 
er übertretungen. inweis auf 8 189 AO 
Veloh Hinweis auf $ b 
elohnun 1 
* gen der Anzeiger. Belohnungen an Anzeigende gewährt die Reichsfinanz⸗ 
Stempelrepiſi a verwaltung nicht. 
Notaren. ſionen bei öffentlichen Behörden, Amtern und Hinweis auf $50 DW. Der Nachprüfung durch das Ka⸗ 


pitalverkehrſteueramt unterliegen nicht nur Behörden, Be⸗ 
amte und Notare, ſondern auch Kapitalgeſellſchaften, 
Banken, Bankiers, Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 
Perſonengeſellſchaften und alle Pribatperſonen und 
Unternehmer, bei denen nach dem Ermeſſen des FA eine 
Steuerpflicht in Betracht kommt. 

Dem Prüfer iſt jede Auskunft zu erteilen, die für die 
Prüfung erforderlich iſt. Ferner ſind dem Prüfer alle 
Schriftſtücke, die für die Prüfung von Bedeutung fein 
können, zur Einſicht und Prüfung vorzulegen (§ 94 Abſ. 2 
der DB zum KVG). 
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TP 1 
eee über die Entrichtung öffentlicher Ab⸗ 
gaben. 


TP 2 
Abſchriften. 


Anm. 5. Vermerk in der Beglaubigungsklauſel. 


TP 3 
Abſonderungsurkunden. 


Tarifſchlagwort: 
Admiſſionsgebühr. 


TP 5 
Adoptionsurkunden. 


TP 6 

Advitalitätsverträge. 

TP 7 

Bewilligungen der Verwaltungsbehörden. 
TP 7 h 

Duplikate amtlicher Ausfertigungen. 


Tarifſchlagwort: 
Akkordprotokolle. 


TP 8 
Alimentationsverträge. 


TP 9 

Amtskorreſpondenz. 

TP 10 f 0 

Anbote, wenn fie als Verſprechen im Sinn des § 861 ABGB 
angeſehen werden können. 


TP 11 
Anweiſungen. 


TP 12 
Aufgebotſcheine. 


TP 13 
Aufkündigungen. 


TP 14 
Aufnahmszertifikate. 


TP 15 
Aufſandungen. 


TB 16 
Ausgedingberträge. 


TP 17 c Abſ. 2 
Auszüge aus den Tagebüchern der Senſale. 


TP 18 
Befunde der Sach⸗ und Kunſtverſtändigen. 


Solche Verträge gibt es in der Reichsfinanzverwaltung 
nicht. Sofern ſie ſonſt vorkommen ſollten, find fie als 
Hoheitsakte ſteuerfrei. 


Der UrkSt. unterliegen unter den Vorausſetzungen des $ 46 
nur Abſchriften, die von Gerichten, Notaren oder den 
„anderen Stellen“ im Sinn des 8 45 Abſ. 9 beglaubigt 
ſind. 

Wer die Abſchrift hergeſtellt hat, iſt bedeutungslos. 
Hinweis auf 8 14 Abſ. 1 S. 2, Abſ. 4, 824 Abſ. 2, 833 
Abſ. 1 und 2. 


Enthalten ſie Vermögensübertragungen, Beſteuerung nach 
Maßgabe dieſer Übertragungen, gegebenenfalls bis zur 
Einführung des GrC6St& Immobiliargebühr oder bis zur 
Einführung des ErbStch Schenkungsgebühr. Enthalten ſie 
keine Vermögensübertragungen, § 20. Keine Steuer von 
den Bogen. 


Hinweis auf 83 Ziff. 5 Kg. 
Eine Mindeſtſteuer enthält dieſe Vorſchrift nicht. 


8 16. 
Steuerpflichtig als Erbverträge nach 9 89 Abſ. 1 Ziff. 2. 
Keine UrkSt. 


Gegebenenfalls Steuerpflicht nach $ 47. 
Gerichtliche oder notarielle Urkunden: § 45. 


Verträge: § 20 oder Schulderklärungen: 8 22. 

Zu beachten die Ausnahmevorſchrift im § 4 Abſ. 1 Ziff. J. 
Bei Unentgeltlichkeit Schenkungsgebühr bis zur Ein⸗ 
führung des ErbStG. 


Keine Steuer. 


Wenn ſie bereits die Verpflichtung zur Zahlung 
einer Geldſumme enthalten: § 22. Stellen ſie leinſeitig 
unterzeichnete) Vertragsbeurkundungen (52 Abſ. 1 Ziff. 2 b) 
mit borbehaltener Beſtätigung (§9 Abſ. 2) dar, ſteuer⸗ 
pflichtig nach der Natur des beurkundeten Rechtsgeſchäfts. 
Wichtig iſt die Steuerpflicht der Beſtellſcheine. 


Keine UrkSt.; zu 2 a: Wechſelſteuer; 
zu 2b: Wechſelſteuer, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des SE WStG erfüllt find. 


Keine UrkSt. 


Keine Steuer. 


Wenn ſie Schulderklärungen darſtellen: 
ſteuerpflichtig. 


Keine UrkSt. 


8 22, ſonſt nicht 


Der in TP 16 aufgeſtellte Rechtſatz gilt auch im Urkunden⸗ 
ſteuerrecht. 
Für Dienſtbarkeiten ſiehe die Befreiung im 8 31 Abſ. 4. 


Keine Steuer. 


Nicht ſteuerpflichtig. 
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TP 19 
Behandlung der Gläubiger. 


TP 20 und 21 
Beilagen. 


TP 22 
Beilaßinventarien. 


Tarifſchlagwort: 
Beſtallungstarife. 


TP 25 
Beſtandverträge (Miet- oder Pachtverträge). 


TP 27 
Bevollmächtigungsverträge. 


TB 28 
Bilanzen oder bilanzierte Konti (Kontokorrente). 


TP 29 
Bodenzinsverträge. 


TP 30 
Briefe. 
TP 31 


Bürgſchaftsurkunden, Gebühren verſchieden bei ſchätzbarer 
und nicht ſchätzbarer Hauptverbindlichkeit. 8 


TP 32 
Ceſſionen. 


IP 33 
Compromißverträge. 
TP 34 

Conſenſe. 


TB 36 
Darlehnsverträge. 


TP 37 
Depoſiten. 


TP 38 
Deputatbüchel. 


TP 39 
Dienſtbarkeiten. 


TR 40 
Dienſtleiſtungen. 


TP 41 
Diplome. 


§ 19: Vergleiche. 
Beilagen als ſolche nicht ſteuerpflichtig. 
Keine Steuer. 


Wenn ſie die Abmachungen über das Dienſtver⸗ 
hältnis enthalten und keinen Hoheitsakt darſtellen, 
ſteuerpflichtig nach § 14. 


Beſteuerung nach § 13. Berechnung der Steuer bei einem 
Vertrag auf unbeſtimmte Zeit von dem für eine ein⸗ 
jährige (1) Vertragsdauer errechneten Entgelt. 


Vollmachtserteilungen, d. h. die Erteilung der Vertretungs⸗ 
macht nach außen, 8 27; find zugleich die Rechts⸗ 
beziehungen des Vollmachtgebers und des Bevollmächtigten 
im Innenverhältnis zueinander (als Dienſtvertrag) 
beurkundet, daneben § 14: Dienſtverträge. 


Es können ausnahmsweise Schulderklärungen nach 822 
vorliegen. Über die Steuerbefreiung für Konto⸗ 
auszüge bgl. § 22 Abſ. 4 Ziff. 2. 


Sie gehören der Vergangenheit an. 


Beiliegende Briefe als ſolche nicht ſteuerpflichtig. Steuer 
vom Rechtsgeſchäft, wenn in ihnen ein ſolches beurkundet iſt. 


Bürgſchaftserklärungen: $ 26. 3 
Wert der Hauptverbindlichkeit und Bürgſchaftſumme find 
zu vergleichen; Steuer vom geringeren Betrag. Bei 
unſchätzbarem Wert der Hauptverbindlichkeit: Feſtſteuer. 


Abtretungserklärungen: § 21. Nach Abſ. 5 Ziff. 4 find In⸗ 
doſſamente von der Beſteuerung ausgenommen; ſteuerfrei 
ferner ſchenkungsweiſe Abtretungen (84 Abf. 1 Ziff. 5). 
Nach 8 21 iſt ſteuerpflichtig die dingliche (ver fügende) 
Abtretungserklärung; die vertragliche Übernahme der Ver⸗ 
pflichtung zur Abtretung iſt bei Entgeltlichkeit ein 
Kauf oder ein ſonſtiges läſtiges Veräußerungsgeſchäft 
($ 12), ſonſt ein Vertrag nach $ 20. 


Schiedsverträge unterliegen der Steuer des § 20. 
Steuerfrei. 


Schulderklärungen (nur über Geldſummen!): § 22. Pro⸗ 
Iongationen ſind nicht ſteuerpflichtig. Unterſchiedliche 
Steuerſätze kennt das UrkStch nicht. Vgl. aber die Be⸗ 
freiung für die Lombarddarlehen im Abſ. 4 Ziff. 1. Der 
Erwerb von Schuldverſchreibungen im Sinn des § 12 KVG 
unterliegt der Wertpapierſteuer. Durch Indoſſa⸗ 
ment übertragbare Verpflichtungſcheine über die Zahlung 
von Geld unterliegen der Wechſelſteuer (85 Abſ. 1 
Ziff. 2 W St). 


Verwahrungsverträge: 820. 


Enthalten fie Dienſtverträge, frei nach § 14 Abſ. 4 Ziff. 1 


Jahresvergütung nicht über 3 600 NM). 
En ttu 180 e f darin unterliegen überhaupt nicht der 


Steuer. 

8 81. 

Dienftverträge: 814. Hoheitsakte unterliegen nicht der 
Steuer. 


Keine Steuer. 
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Tarifſchlagwort: 
Duplikate. 


TP 42 
Ehepakte. 


TP 43, 44 
Eingaben. 


Tarifſchlagwort: 
Einſchreibbüchel. 


Tarifſchlagwort: 
Eintragungen in die öffentlichen Bücher: 
A zur Erwerbung des Eigentumsrechts. 


B zur Erwerbung anderer dinglicher Rechte. 


TP 46 
Einverleibungsbewilligungen. 


TB 47, 48 
Empfangsbeſtätigungen: 
a) allgemein. 


b) Beſtätigungen, daß eine ſchätzbare Sache im Weg eines 
Übereinkommens zur Verwahrung, zum Gebrauch oder 
als Pfand übernommen wurde. 


c) e über erfolgte gerichtliche Depo⸗ 
iten. 


d) Lagerſcheine. 


e) Perſopenkarten der Schiffahrtsunternehmungen. 


TP 49 
Entwürfe oder Aufſätze. 


TP 50 
Erbpachtverträge. 


Tarifſchlagwort: 
Erbſchaftskäufe. 


TP 51 
Erbverzichtleiſtungen. 


TP 52 
Fideikommiſſe. 


Tarifſchlagwort: 
Gedenkpretokolle. 


TP 55 
Geſellſchaftsverträge. 
TP 56 
Gewährbriefe. 

TP 57 
Glücksverträge: 

Ai Wetten. 


Urkundenſteuergeſetz 


Mehrheit von Urkunden über ein Rechtsgeſchäft: § 11. 


Eheverträge: 8 17. 


Eingaben als ſolche nicht ſteuerpflichtig. Enthalten ſie 
ſteuerpflichtige Rechtsgeſchäfte (Eintragungsbewilligungen 
oder Eintragungsanträge: §§ 21 Abſ. 2, 23 Abſ. 2, 28 
Abſ. 2 uſw., Anmeldungen der Prokura zum Handelsregiſter: 
827 Abſ. 2), fo iſt die in Betracht kommende Steuer zu 
entrichten. 


Wenn in ihnen Rechtsgeſchäfte beurkundet werden, Steuer 
von dieſen. Quittungen unterliegen keiner Steuer. 


Neben der Immobiliar⸗ oder Schenkungs⸗ (Erb⸗) Gebühr 
keine Steuer; auch ſonſt frei. 

Frei. Der Steuer unterliegt gegebenenfalls die Eintra⸗ 
gungsbewilligung oder der Eintragungsantrag. 


Vgl. die Steuerpflicht der Eintragungsbewilligungen in 
SS 23 Abf. 2, 28 Abf. 2, 29 Abſ. 1, 80 Abſ. 1, 31 Abſ. 1, 
32 Abſ. 1. 33 Abſ. 1, 84 Abſ. 1, 35 Abſ. 2. 


Empfangsbeſtätigungen als ſolche frei. Beſtätigt jemand 
den Empfang eines Betrags als „Darlehen“: Schuld⸗ 
erklärung nach § 22. 


Unter Umſtänden als einſeitig unterzeichneter Ver⸗ 
wahrungs⸗, Leih⸗ uſw. =bertrag ſteuerpflichtig nach 8 20. 


Keine Steuer. 


Meiſt nicht ſteuerpflichtige Empfangsbeſtätigungen; unter 
Umſtänden einſeitig unterſchriebene Vertragsurkunden. 


Keine Steuer. 


Wenn nicht unterſchrieben, frei. 
Falls Vorverträge, bal. oben zu 8 37 GG. 
Einſeitig unterzeichnete Verträge: § 2 Abſ. 1 Ziff. 2 b. 


Bei Gewährung eines perſönlichen Rechts: § 13 Pachtver⸗ 
träge, eines dinglichen Rechts: 885 Nießbrauchseinräumung. 


Kaufſteuer des § 12 zu 1 und 5 vom Tauſend vom Entgelt 
für die einzelnen zum Nachlaß gehörenden Gegenſtände 
mit Ausnahme der Grundſtücke (§ 4 Abſ. 1 Ziff. 6). 

Ein Erbteils kauf ſtellt den Kauf eines Miterbenrechts 
dar und unterliegt der Steuer zu 5 vom Tauſend vom 
Geſam t entgelt ohne Ausſcheidung der Grundſtücke. 


Erbausſchlagungen frei. 
Fideikommiſſe werden nicht mehr errichtet. 


Die von Zeugen unterſchriebenen Gedenkprotokolle 
hat der Reichsfinanzhof in der Entſcheidung vom 3.3.1939 
(RStöl. S. 516) den bon einem Beteiligten unterzeichneten 
Verhandlungsniederſchriften (8 8 Abſ. 2) 
gleichgeſtellt. 


Kapital geſellſchaften: SI 2 ff. KVG. 
Perſon en geſellſchaften: § 86 UrkStG. 


Keine Steuer. 


§ 20. 
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A 2 Totaliſateur⸗ und Buchmacherwetten. 
B Lotterien uſw. 8 
GHoffnungskäufe. 


1 Bodmereiverträge. 


F Verſicherungsverträge. 


Leibrentenvberträge. 


TP 58 Bb 
Grundzerſtückelungen. 


TP 59 
Handels⸗ und Gewerbebücher. 


TP 60 
Handels⸗ und Gewerbegeſchäfte. 
Ziff. 1 bis 3. 


Ziff. 4. Korreſpondenzen der Handels⸗ und Gewerbetrei⸗ 
benden. 


TP 61 
Hhpothekarverſchreibungen. 


TP 62 
Inkorporationsverträge. 


TP 65 
Kaufverträge. 


Tarifſchlagwort: 
Kredit⸗ und Vorſchußvereine 


B 1 Der Geſellſchaftsvertrag, 
B 2 Empfangsbeſtätigungen, 
B 3 Bürgſchaften. 
TP 66 
Legaliſierungen (Beglaubigungen). 
eſtätigungen der Echtheit der Unterſchrift der Urkunden. 
TB 68 
Leihverträge. 


TB 69 
Lieferungsverträge. 


Anmerkung: Gebührenberechnung nach der Höchſtmenge. 
TB 70 
Löhnungskonſignationen. 
T 71 
Löſchungsgeſuche. 
TP 72 
Mantelbogen. 
TP 73 
Matrikelauszüge. 


Tarifſchlagw : 
Nachtragsklauſel. n 


Urkundenſteuergeſetz 


Die Vorſchriften bleiben einſtweilen beſtehen. 
Wie vor. 


§ 12 bei anderen Gegenſtänden als unbeweglichen Sachen; 
neben der Immobiliargebühr keine Steuer bon den Bogen. 


8 20; 
gegebenenfalls Schulderklärung: § 22. 


Es gilt das Verſicherungſteuergeſetz. 


§ 20, § 12 oder Immobiliargebühr; 
Steuer von den Bogen. 


neben dieſer keine 
Keine Steuer bon den Bogen. 


Keine Steuer. 


Anzuwenden iſt das WStG. 

Iſt eine Urkunde wegen ihres Inhalts ſteuerpflichtig, ſo 
macht es keinen Unterſchied, von wem ſie ausgeſtellt iſt 
und an wen ſie ausgehändigt wird. Ausnahme für 
Schulderklärungen von Banken oder Bankiers uſw. in § 22 
Abſatz 4 Ziff. 2. 


8 28. 


Geſellſchaftsverträge: 88 2 ff. KVG und § 36 UStG, 
ſonſt § 20. 


Kaufverträge über bewegliche Sachen und Rechte: § 12, 
über unbewegliche Sachen: Immobiliargebühr, daneben 
keine Steuer vom Unbeweglichen! 8 4 Abſatz 1 Ziff. 6; bis 
zur Einführung des GrEStG iſt die Immobiliargebühr 
für die Anwendung der Befreiungsvorſchrift der Grund⸗ 
erwerbſteuer gleichzuſetzen. 


Genoſſenſchaften: § 37 ohne Begünſtigung der Spar⸗ und 
Darlehnskaſſen, 

Wenn als Schulderklärungen zu beurteilen: § 22 ohne Ver⸗ 
günſtigungen. 

§ 26 ohne Vergünſtigungen. 


Keine Steuer. Beglaubigte Abſchriften: 
8 46. 


8 20. 


Lieferungsberträge: § 12 (wichtig die Befreiung nach Ab⸗ 
ſatz 4 Ziffer 1 und 2); Werklieferungsverträge frei nach 
§ 15 Abſatz 4. 

Siehe oben zu § 17 GG. 


Keine Steuer. 
Keine Steuer. 
Keine Steuer. 


Keine Steuer. 


Wenn in ihnen ein ſteuerpflichtiges Rechtsgeſchäft beur⸗ 
iunbet iſt, die entſprechende Steuer, oft $ 20. Wegen der 
Nachträge zu Mietverträgen ſiehe Bem. 4 und 9 
zu § 13, zu Dienſtverträgen Bem. 7 zu $ 14 im Er⸗ 
läuterungsbuch Boruttau. 
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TP 74 
Notare (Geſchäftsregiſter und Wechſelvermerke). 


Tarifſchlagwort: 
Optionsrechte (zum Erwerb einer unbeweglichen Sache). 


Tarifſchlagwort: 
Ordnungsſtrafen. 


TP 75 
Perſönliche Befreiungen. 


TP 76 
Penſions⸗Verſicherungsurkunden (Zuſicherung von Penſio⸗ 
nen für Dienſtleiſtungen). 


TP 78 
Pfänder. 


Tarifſchlagwort: 
Prokura (Eintragung in das Handelsregiſter). 


TP 79 
Protokolle. 


T 80 
Protokolle, gebührenfreie. 


TP 81 
Ratifikationen. 


TP 82 
Reambulationsurkunden. 


TP 83 
Rechnungen. 


Tarifſchlagwort: a 
Rechtsanwälte (Eintragung in die Liſte der ) 


SP 84 

Ma leihenngen durch Pfand, Kaution, Hypothek, Bürg⸗ 
aft. 

TP 85, 86 


Reiſeurkunden. 


TP 87 
Reluitionsverträge. 


Tarifſchlagwort: 
Reſtzahlungsquittungen. 


TP 90 
Scheidebriefe. 


TP 91 
Schenkungen. 


TP 92 

Schiedsrichterliche Entſcheidungen. 

TP 93 

Schlußzettel der Börſe⸗ und Warenſenſale. 


Tarifſchlagwort: 
Sparkaſſen. 


Keine Steuer. 
Keine Urkst. 
§ 413 AO. 


Im Urkundenſteuerrecht gibt es keine perſönlichen 
Befreiungen, auch nicht für Reich, Länder, Gemeinden, die 
NSDAP, Kirchen, gemeinnützige und wohltätige Unter⸗ 
nehmen, diplomatiſche und konſulariſche Vertretungen 
fremder Länder. 


Dienſtverträge: 8 14. 


§ 23 (Befreiung: $ 4 Abſatz 1 Ziffer 2). 
§ 27 Abſatz 2. 


Verhandlungsniederſchriften über einen ſteuerpflichtigen 
Rechtsvorgang: §8 Abſatz 2. 

Gedenkprotokolle ſiehe oben Tarifſchlagwort Gedenkprotokolle, 
Protokolle über Geſellſchafterverſammlungen: $ 43, 
gerichtliche und notarielle Beurkundungen: 8 45. 
Verhandlungsniederſchriften und Gedenkprotokolle über 
1 75 ſteuerpflichtige Rechtsvorgänge; ſiehe auch § 45 Ab⸗ 
a . 

Keine Steuer. Sie können aber nachträgliche Beurkun⸗ 
dungen erteilter Vollmachten darſtellen. 


Unter Umſtänden Verträge nach § 20. 

Keine Steuer. Enthält eine Rechnung die nachträgliche 
(einſeitig unterſchriebene) Beurkundung des Kaufver⸗ 
trags, Steuer aus $ 12 und § 2 Abſatz 1 Ziffer 2 b. Ent⸗ 
ſprechend bei Rechnungen über Vergütungen aus Werk⸗ 
verträgen uſw. 


Keine Steuer. 


89 23, 28, 26. 


Keine Steuer. 
Schulderklärungen: § 22. 
Keine Steuer. 


Keine Steuer. Wenn ein ſteuerpflichtiges Rechtsgeſchäft 
darin enthalten ſein ſollte, ſteuerpflichtig nach Maßgabe 
dieſes Rechtsgeſchäfts. 


Außer Schenkungsgebühr keine Steuer. 
Schiedsſprüche: § 41. 


Soweit nicht ſchon nach § 4 Abſatz 1 Ziffer 7 von der Be⸗ 
ſteuerung ausgenommen, wohl ſteuerfrei als Kommiſſions⸗ 
noten. 


Keine Befreiung. 
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TP 95 
Stammbäume. 


TP 96 
Stiftungen. 
T 97 
Tauſchverträge. 


TB 98 
Teillibelle und überhaupt Urkunden über Teilung. 


TE 99 
Übergabs⸗ und Übernahmsurkunden. 


T 100 
Überſetzungen. 


TP 101 
Urkunden 
IAb) Frachturkunden, 


1) Rechtsurkunden, wodurch das Eigentum einer un⸗ 
beweglichen Sache entgeltlich übertragen wird. 


J) Rechtsurkunden über Vermögensübertragungen auf 
den Todesfall. 


n) Rechtsurkunden über alle anderen Rechtsgeſchäfte. 
II. 


TP 102 
Urkunden, befreite. 


TP 105 
Vergleiche (außergerichtliche). 


Tarifſchlagwort: 
Verkaufsaufträge, 81086 ABGB. 


Tarifſchlagwort: 
Verlagsverträge. 


TP 106 
Vermögensübertragungen 
bis C 


D Gebührenäquivalent. 


TB 107 
Verpflegungskontrakt. 
TB 108 
Verſteigerungsprotokolle. 
TB 109 
Verwaßrungsperträge, 
TB 110 
Verzichtleiſtungen. 


TP 111 
Vollmachten. 


Tarifſchlagwort; 
Vorrangsabtretungen. 


T 112 
Waiſenkaſſ eneinſchreibbüchl. 


TP 113 
Wechſel. 


Keine Steuer. 
Keine Steuer. 


Tauſchverträge über unbewegliche Sachen unterliegen der 
Immobiliargebühr, daneben keine Steuer von den Bogen; 
Tauſchverträge über ſonſtige Gegenſtände (auch Rechte): 
8 12. 


Wichtig: Die Steuer wird vom Wert eines jeden der in 
Tauſch gegebenen Gegenſtände berechnet. 


Es kommen in Betracht Immobiliargebühr, Schenkungs⸗ 
gebühr, Kaufſteuer: § 12, 
Abtretungſteuer: $ 21, Vertragſteuer: § 20. 


Gegebenenfalls Verträge: 8 20. 


Keine Steuer. 


Werkverträge: $ 15, Befreiungsvorſchrift: Abſatz 5. 
Immobiliargebühr; keine Steuer von den Bogen. 


Verfügungen von Todes wegen: $ 89. 


Wenn fie keiner beſonderen Steuer aus den 88 12 bis 19 
und 21 bis 44 unterliegen und Vertcäge enthalten: $ 20. 


Wie vor. 

Val. hierzu 9 45 Abf. 8, 8 46 Abſ. 6, 8 47 Abſ. 6. 
8 19. 

Bedingte Kaufverträge: 8 12, 99 Abſ. 2. 


820 (ſiehe Bem. 1 Abſ. 2 und Bem. 2 Abſ. 1 zu § 20 im Ere 
läuterungsbuch). 


Die Vorſchriften über die Schenkungsgebühren, Erb⸗ 
3 Erigebüßrenzuſchläge. Nachlaßgebühren und die 
Immobiliargebühr bleiben bis zur Einführung des ErbSt& 
und des GrEStG beitehen. 


Keine Steuer. 

820 und 8 12. 

8 40. 

820; wenn ein Lohn darin bedungen iſt: § 14. 

Als Vertrag: 9 20; unentgeltlich: Schenkungsgebühr. 
Siehe oben zu TP 27. 

884. 

Unter Umſtänden Schulderklärungen: 8 22. 


Das WEG iſt anzuwenden. 
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TP 115 
Zahlungsliſten. 


TP 116, 117 
Zeugniſſe außer 116 g. 


TP 116 g 


Urkundenſteuergeſetz 


Keine Steuer. 


Keine Steuer. 


8 44. 


Das Vollstreckungswesen der Finanzämter 
Von Obersteuerinspektor Hugo Müller, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Vortrag 16,*) gehalten an der Reichsfinanzſchule Herrſching: 


Inhalt: 


Die Koſten der Mahnung und der Zwangsvollſtreckung 

„Geſetzliche Grundlagen und Allgemeines, 

Die Koſten der Mahnung, 

. Die Koſten der Zwangsvollſtreckung (Überblich, 

. Die Pfändungsgebühr, 

195 in denen die Pfändungsgebühr nicht erhoben 

wird, 

. Die Pfändungsgebühr bei Abwendung der Pfändung, 

. Die Pfändungsgebühr in beſonderen Fällen, 

Pfändungsgebühr bei mehreren Forderungspfändungen 
für den gleichen Anſpruch, 


2 = 9 


Die Koſten der Mahnung und der Zwangs⸗ 
vollſtreckung 


1. Geſetzliche Grundlagen und Allgemeines 


Die Grundlage für die Koſtenerhebung im 
Mahn⸗ und Zwangsverfahren nach der AO bilden 


a) der 8 342 A O und 


b) die auf Grund des § 342 AO erlaſſene Verord⸗ 
nung des Rd% über die Koſten des 
Mahn⸗ und Zwangsverfahrens nach 
der AD (KV) vom 21. April 1923 (RGBl. I 
S. 259). 


§ 342 AO lautet: 


„Die Koſten der Mahnung und der Zwangs⸗ 
vollſtreckung fallen dem Schuldner zur Laſt; ſie 
ſind mit dem Anſpruch beizutreiben. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen regelt ihre Höhe.“ 


Die KV vom 21. April 1923 gilt jetzt in der 
Faſſung der Verordnungen vom 19. Dezember 1923 
Artikel XVI S 2 (RGBl. I S. 1225), vom 22. No- 
vember 1924 (RGGBl. I S. 755) und vom 5. Novem- 
ber 1925 (RGBl. J S. 387). Bei der Anwendung des 
§ 5 Abſ. 1 KV (Höhe der Schreibgebühr) iſt der 
RdF-Erlaß vom 8. März 1938 S 1227 — 55 III R, 
abgedruckt im RStBl. S. 322, zu beachten. 


Die Koſten beſtehen aus Ge bühren und aus 
Auslagen, die zu erſtatten ſind. 


*) Vortrag 7 ſiehe DEZ vom 12. März 1938, Vor⸗ 
trag 8 ſiehe DStZ vom 9. April 1988, Vortrag 9 ſiehe 
DEZ vom 7. Mai 1938, Vortrag 10 ſiehe DStg vom 
11. Juni 1938, Vortrag 11 ſiehe DSt3 vom 2. Juli 1938, 
Vortrag 12 ſiehe DStg vom 16. Juli 1938, Vortrag 13 fiehe 
DSLZ vom 22. Oltober 1938, Vortrag 14 ſiehe DStz vom 
a rar 1939 und Vortrag 15 ſiehe DStZ vom 18. März 
1989, 


9. Die Verſteigerungsgebühr, 

10. Die Schreibgebühr, 

11. Die Bemeſſungsgrundlage der Gebühren (ausgenom⸗ 
men die Schreibgebühr), 

12. Pfändungs⸗ und Verſteigerungsgebühr bei der Voll⸗ 
ſtreckung gegen Geſamtſchuldner, 

13. Die Auslagen im Vollſtreckungsverfahren, 


14. Anwendung der Koſtenvorſchriften im Land Hſterreich 
und in den ſudetendeutſchen Gebieten. 


Koſtenſchuldner iſt § 342 AO gemäß der 
Vollſtreckungſchuldner. Eine beſondere 
Koſtenentſcheidung und Koſtenfeſtſetzung erfolgen 
nicht. 

Ein Leiſtungsgebot über die Koſten iſt 
nicht erforderlich, wenn die Koſten als 
Neben leiſtungen zuſammen mit der Haupt ⸗ 
leiſtung beigetrieben werden (§ 11 Abſatz 3 BeitrO). 
Das geſchieht bei Geldleiſtungen regelmäßig. Die 
Mahnung wegen der Koſten kann § 17 BeitrO ge⸗ 
mäß unterbleiben. 


Die Koſten der Mahnung ſind bei der Ausſchrei⸗ 
bung der Mahnzettel (Poſtnachnahmen) von der Kaſſe 
(ausnahmsweiſe der Vollſtreckungſtelle) zu berechnen 
und durch den Mahnzettel (die Poſtnachnahme) anzu⸗ 
fordern. Rückſtändige Koſten der Mahnung ſind der 
Vollſtreckungſtelle (regelmäßig mit der Hauptleiſtung) 
durch Rückſtandsanzeige (Hinweis auf Band 3 der 
Bücherei des Steuerrechts „Das Vollſtreckungsweſen 
der Finanzämter Teil J“, im folgenden kurz „Teil I” 
Abſchnitt 50) anzuzeigen. 

Soweit der Vollziehungsbeamte mit der Aus⸗ 
führung der Zwangsvollſtreckung beauftragt wird, iſt 
es auch ſeine Sache, die durch die Erteilung des Voll⸗ 
ſtreckungsauftrags entſtandenen und die weiteren bei 
der Ausführung der Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen 
anfallenden Koſten zu berechnen (88 16, 17 Vollz e). 
Der Vollziehungsbeamte hat die Koſtenberechnung auf 
den Vollſtreckungsauftrag zu ſetzen (8 65 Abſatz 2 
BeitrO). Die Vollſtreckungſtelle hat die Koſtenberech⸗ 
nung des Vollziehungsbeamten nachzuprüfen (§ 67 
Abſatz 3 Beitr O). 


Der Vollſtreckungſchuldner kann Einwendun⸗ 
gen gegen die Anforderung der Koſten nur durch 
Beſchwerde (88 237, 303, 304 AO) geltend 
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machen (Hinweis auf $ 59 Abſatz 2 Ziffer 6 BeitrO 
und auf Vortrag 13 Abſchnitt 5). 


2. Die Koſten der Mahnung 


Für die Mahnung (durch Mahnzettel oder münd⸗ 
lich, Hinweis auf Teil J Abſchnitt 36 und folgende) 
wird lediglich eine Gebühr erhoben, die 
Mahngebühr. Auslagen (zum Beiſpiel Poſt⸗ 
gebühren) ſind im Mahnverfahren vom Schuldner 
nicht zu erſtatten ($ 9 KV). Für die Koſten des 
Nachnahme verfahrens gilt § 122 Abſatz 4 AO 
(Hinweis auf Teil Abſchnitt 46). Für die öffent⸗ 
liche Erinnerung iſt eine Gebühr nicht 
geſchuldet. 

Die Mahngebühr beträgt vom Betrag (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 11) bis zu 100 RMI vom 
Hundert, vom darüber hinausgehen- 
den Betrag 0,5 vom Hundert. Der Min- 
deſtbetrag der Mahngebühr iſt 0,20 RM. 

Der Anſpruch auf die Mahngebühr 
entſteht bereits, ſobald der Mahnzettel 
zur Poſt gegeben oder dem mit der Behändigung 
beauftragten Beamten übergeben wir d. Es iſt dem⸗ 
gemäß für die Entſtehung der Gebührenſchuld ohne 
Bedeutung, daß und wann dem Schuldner der 
70 zugegangen iſt (8 1 Abſatz 3 


Beiſpiel: 
Der zur Poſt gegebene Mahnzettel iſt als un⸗ 


beſtellbar zurückgekommen (Hinweis auf Teil I Ab⸗ 
ſchnitt 37 Ziffer 6). Die Mahngebühr iſt geſchuldet. 


Die Mahngebühr wird nicht erhoben, 
wenn der Auftrag zur Mahnung zurück- 
genommen wird, bevor der Beauftragte 
Schritte zur Ausführung des Auftrags 
unternommen hat (8 1 Abſatz 4 KV). 
Beiſpiel: 

Der Mahnzettel iſt einem Beamten des Finanz⸗ 
amts zur Behändigung übergeben worden. Der 
Schuldner leiſtet Zahlung an die Kaſſe, bevor der 
Beamte ſich zur Aushändigung des Mahnzettels 
auf den Weg begeben hat. Der Auftrag zur Mah⸗ 
nung wird ſofort zurückgenommen. Die Mahn⸗ 
gebühr wird nicht erhoben. 


3. Die Koſten der Zwangsvollſtreckung (Überblick) 
Die Koſten der Zwangsvollſtreckung umfaſſen 
bg ebübren (88 2 bis 5 MM) und 
uslagen (88 10, 11 K“). 
Die Gebühren ſind: 


ix die — 8 
J b) fändungsgebühr ($ 2 Ziffer 1, § 3 
. die Vo & 7 

Sag) dgerungsgebühr 68 2 Ziffer 2, 


3. die S - 5 
gu der u, ub 68 2 Ziffer 3,55. 
ſtatten 4 Auslagen, die der Schuldner zu er⸗ 
die im Worte alle baren Auslagen, 
hehe ‚Olljtretungsperfabren ent- 
gen, mit Ausnahme der Reiſe⸗ und 


f . 
en na Vollziehungsbeamten 


4. Die Pfändungsgebühr 

Die Pfändungsgebühr wird für die folgen⸗ 
den Vollſtreckungshandlungen erhoben 
(8 2 Ziffer 1 KV): 


1. für die Pfändung von Sachen (auch von 
Wertpapieren, § 12 Abſatz 2 KV, Hinweis 
auf Teil 1 Abſchnitt 94 und folgende); 


2. für die Wegnahme von Sachen (auch von 
Wertpapieren und ſonſtigen Urkun⸗ 
den, zum Beiſpiel von Wechſeln, Spar- 
kaſſenbüchern, Hypothekenbriefen 
uſw., § 12 Abſatz 2 KV); 


3. für die Pfändung von Forderungen und 
anderen Vermögensrechten. 


Die Pfändungsgebühr beträgt von dem Be⸗ 
trag (Hinweis auf Abſchnitt 11) bis zu 100 RM 
1,5 vom Hundert, vom darüber hinaus 
gehenden Betrag 0,75 vom Hundert (aus 
200 RM demgemäß 2,25 RM). Der Mindeſtbe⸗ 
trag der Pfändungsgebühr iſt 0,60 RM. 


Die Gebührenſchuld entſteht bereits 
(8 3 Abſatz 2 AB): 
1. ſobald der Auftrag zur Pfändung 
oder zur Wegnahme von Sachen dem 
Vollziehungsbeamten zugeht; 


2. ſobald die Vollſtreckungsbehörde die 
Pfändungsverfügung zur Pfändung 
von Forderungen oder anderen Ver⸗ 
mögensrechten unterzeichnet. 


5. Fälle, in denen die Pfändungsgebühr nicht erhoben 
wird 

Die Pfändungsgebühr wird in den fol⸗ 

genden Fällen nicht erhoben ($ 3 Abſatz 3 KV): 


1. wenn die Vollſtreckungſtelle den Voll⸗ 
ſtreckungsauftrag zurücknimmt, be- 
vor der Vollziehungsbeamte Schritte 
zur Ausführung des Auftrags unter- 
nommen hat. 


Beiſpiel: 

Der Vollſtreckungſchuldner zahlt den beizu⸗ 
treibenden Betrag an die Kaſſe nach Aushändi⸗ 
gung des Vollſtreckungsauftrags an den Voll- 
ziehungsbeamten. Die Vollſtreckungſtelle nimmt 
den Vollſtreckungsauftrag zurück, bevor der Voll⸗ 
ziehungsbeamte ſich zur Ausführung des Auf ⸗ 
trags auf den Weg begeben hat; 


2. wenn die Vollſtreckungsbehörde von 
der Zuſtellung der Pfändungsver⸗ 
fügung zur Pfändung einer Forderung oder 
eines anderen Vermögensrechts A b ſt an d 
nimmt. 


Beiſpiel: 

Der Vollſtreckungſchuldner zahlt den beizu⸗ 
treibenden Betrag an die Kaſſe nach Unterzeich⸗ 
nung der Pfändungsverfügung. Die Pfändungs⸗ 
verfügung wird durch die Vollſtreckungſtelle zu⸗ 
rückgenommen, bevor die Zuſtellung erfolgt iſt. 
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6. Die Pfändungsgebühr bei Abwendung der Pfän⸗ 
dung 
§ 345 AO gemäß kann die Pfändung dadurch 
abgewendet werden, 


a) daß der Schuldner den beizutreiben⸗ 
den Betrag an den Vollziehungs⸗ 
beamten zahlt, 


b) daß dem Vollziehungsbeamten oder der Voll⸗ 
ſtreckungſtelle (Hinweis auf § 58 Abſatz 2 letzter 
Satz BeitrO) der Nachweis der Zahlung, 
der Stundung oder des Erlaſſes der 
beizutreibenden Hauptſchuld in der 
vorgeſchriebenen Weiſe (durch Vorzei⸗ 
gung einer Quittung uſw., Stundungs⸗ oder Er⸗ 
laßverfügung) erbracht wird ($ 58 Abſatz 2 
BeitrO, § 11 Abſatz 2 VollzA, Hinweis auf Vor⸗ 
trag 10 Abſchnitte 11 und 12). 


Die Pfändungsgebühr iſt in dieſen Fällen der 
Abwendung der Pfändung nach 8 345 A A folgen⸗ 
dermaßen zu erheben (§ 3 Abſatz A KV): 

1. Die volle Pfändungsgebühr iſt zu entrichten, 
wenn an den Vollziehungsbeamten 
gezahlt wird, nachdem er ſich zur Vor⸗ 
nahme der Pfändung an Ort und 
Stelle begeben hat. 

Beiſpiel: 

Der Vollziehungsbeamte iſt zur Vornahme 
der Pfändung in der Wohnung des Voll⸗ 
ſtreckungſchuldners erſchienen. Der Vollſtreckung⸗ 
ſchuldner zahlt an den Vollziehungsbeamten. 
Volle Pfändungsgebühr. 

2. Die halbe Pfändungsgebühr (mindeſtens 0,30 
RM) iſt zu entrichten, 

a) wenn an den Vollziehungsbeam⸗ 
ten gezahlt wird, bevor er ſich an 
Ort und Stelle begeben hat. 


Beiſpiel: 
Der Vollſtreckungſchuldner trifft den 
Vollziehungsbeamten unterwegs. Er zahlt 


den beizutreibenden Betrag an den Vollzie⸗ 
hungsbeamten. Halbe Pfändungsgebühr; 


b) wenn die Pfändung in anderer 
Weiſe als durch Zahlung an den 
Vollziehungsbeamten abgewen⸗ 
det wird, nachdem der Vollzie⸗ 
hungsbeamte an Ort und Stelle 
erſchienen iſt. 

Beiſpiel: 

Der Vollziehungsbeamte iſt in der 
Wohnung des Vollſtreckungſchuldners erſchie⸗ 
nen um zu pfänden. Der Vollſtreckungſchuld⸗ 
ner wendet die Pfändung dadurch ab, daß er 
eine Quittung vorzeigt, wonach die beizu⸗ 
treibende Hauptſchuld gezahlt iſt. Halbe 
Pfändungsgebühr. 

3. Eine Pfändungsgebühr iſt nicht zu entrichten, 
wenn die Pfändung in anderer Weiſe 
als durch Zahlung an den Vollzie⸗ 
hungsbeamten abgewendet wird, be⸗ 


vor der Vollziehungsbeamte ſich an 
Ort und Stelle begeben hat. 
Beiſpiel: 

Der Vollſtreckungſchuldner trifft den Voll⸗ 
ziehungsbeamten unterwegs. Er wendet die 
Pfändung dadurch ab, daß er eine Quittung vor⸗ 
zeigt, aus der ſich ergibt, daß die beizutreibende 
Hauptſchuld gezahlt iſt. Keine Pfändungsgebühr. 


Die Pfändungsgebühr iſt ſelbſtverſtändlich auch 
nicht geſchuldet, wenn der Vollſtreckungsauftrag zu 
Unrecht erteilt worden iſt. In einem ſolchen 
Fall kommt insbeſondere auch die Erhebung der hal⸗ 
ben Pfändungsgebühr nicht in Frage. 


Beiſpiel: 

Der Schuldner hat rechtzeitig Zahlung ge⸗ 
leiſtet. Die Erteilung des Vollſtreckungsauftrags 
beruht auf einem Verſehen. Die Pfändung wird 
durch Vorzeigung einer Quittung abgewendet. 
Keine Pfändungsgebühr. 


7. Die Pfändungsgebühr in beſonderen Fällen 


a) Unterlaſſen der Pfändung in an⸗ 

deren Fällen als denen des $ 345 AO 

Die im Abſchnitt 6 dargeſtellten Grundſätze (8 3 
Abſatz 4 KV) gelten nur, wenn die Pfändung § 345 
AO gemäß abgewendet wird. Das ergibt 
ſich aus der ausdrücklichen Bezugnahme des § 3 Ab⸗ 
ſatz 4 KV auf 8 345 AD. Die Grundſätze finden 
keine Anwendung, wenn der Vollziehungsbe⸗ 
amte in anderen Fällen (zum Beiſpiel auf Bitten 
oder Zureden oder auf ein Zahlungsverſprechen des 
Schuldners hin) aus eigener Entſchließung 
von der Pfändung abſieht (Rö⸗Erlaß vom 
28. Auguſt 1934 O 2150 —1295 III und vom 3. Mai 
1937 O 2150—112 III). In dieſen Fällen, die oft vor⸗ 
kommen, iſt daher grundſätzlich die Pfändungsgebühr 
in voller Höhe zu erheben. 
Beiſpiele: 

A. Der Vollziehungsbeamte iſt zur Vornahme der 
Pfändung in der Wohnung des Vollſtreckung⸗ 
ſchuldners erſchienen. Der Vollſtreckungſchuldner 
ſtellt Zahlung innerhalb einer Woche in Ausſicht. 
Der Vollziehungsbeamte ſieht daraufhin von 
der Pfändung ab. Die Pfändung iſt nicht § 345 
AD gemäß abgewendet, 8 3 Abſatz A KWiſt nicht 
anwendbar. Daher volle Pfändungsgebühr. 

B. Der Vollziehungsbeamte findet die Wohnung 
des Vollſtreckungſchuldners, gegen den ihm 
Vollſtreckungsauftrag erteilt iſt, bei einem Voll⸗ 
ſtreckungsverſuch verſchloſſen. Er ſieht darauf⸗ 
hin von der Pfändung ab und hinterläßt eine 
Zahlungsaufforderung (Hinweis auf Vortrag 10 
Abſchnitt 6, § 28 Abſatz 2 VollzA). Keine Ab⸗ 
wendung der Pfändung § 345 AO gemäß. 8 3 
Abſatz 4 KV iſt nicht anwendbar. Volle Pfän⸗ 
dungsgebühr. 

b) Wiederholte Erteilung des Boll- 
ſtreckungsauftrags wegen der gleichen 
Rückſtände 


Wird wegen der gleichen Rückſtände dem Voll⸗ 
ziehungsbeamten wiederholt Vollſtreckungsauf⸗ 
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trag erteilt, ſo entſteht die Frage, ob jede neue 
Aushändigung des Vollſtreckungsauf⸗ 
trags die Gebührenſchuld neu entſtehen 
läßt oder ob die Pfändungsgebühr nur einmal zu 
erheben iſt. Dieſe Frage hat insbeſonedre in den 
Fällen Bedeutung, in denen der Rückſtand nach und 
nach durch Teilzahlungen an den Voll⸗ 
zjiehungsbeamten abgetragen wird. Dieſe 
Fälle kommen ſehr oft vor. 


Es iſt nach den folgenden Richtlinien zu 
verfahren, die unerwünſchte Gebührenhäufungen ver⸗ 
hindern ſollen: 


1. Die Pfändungsgebühr wird grundſätzlich 
für jede Vollſtreckungshandlung der 
im 8 2 Ziffer 1 KVibezeichneten Art 
geſondert erhoben (Schlußfolgerung aus § 3 
Abſatz 6 KP). 


Wird wegen des gleichen Anſpruchs der 
Vollſtreckungsauftrag dem Vollziehungsbeamten 
mehrmals ausgehändigt, ſo löſt die zweite 
und jede weitere Aushändigung des 
Vollſtreckungsauftrags nur dann eine neue Ge⸗ 
bührenſchuld aus, wenn fie als die Einlei⸗ 
tung einer neuen ſelbſtändigen Voll- 
ſtreckungs handlung anzuſehen iſt. Dieſe 
Vorausſetzung iſt nur gegeben, wenn der voraus⸗ 
gegangene Vollſtreckungsauftrag vom Vollzie- 
hungsbeamten ordnungsmäßig erledigt 
oder vor Bearbeitung durch den Vollziehungs⸗ 
beamten von der Vollſtreckungſtelle zu⸗ 
rückgenommen worden war ($ 3 Abſatz 3 
Ziffer 1 KV). Der Vollſtreckungsauftrag iſt ord- 
nungsmäßig erledigt, wenn der Vollziehungs⸗ 
beamte nach fruchtloſer Aufforderung zur Zahlung 


a) die Pfändung in dem Umfang durchge⸗ 
führt hat, in dem ſie zur Deckung der beizu⸗ 
treibenden Beträge erforderlich und 
möglich iſt, oder 

b) von der Pfändung abgeſehen hat, weil 
pfändbare Gegenſtände nicht vor— 
handen ſind oder von der Verwertung der 
zu pfändenden Gegenſtände ein Überſchuß 
über die Koſten nicht zu erwarten 
iſt (§ 343 Satz 3 AO) oder 

o) von der Pfändung 8 345 A O (§ 11 Abſatz 2 
VollzA) gemäß Abſtand genommen 
hat, weil der Schuldner den Nachweis der 
Zahlung, der Stundung oder des Er— 

8 laſſes erbracht hat oder 

) 5 Maßnahmen der zu a bis 4 bezeich- 
en Art in einem Arbeitsgang vereinigt hat. 


„Sieht der Vollziehungsbeamte in anderen 
Bitte „um Beiſpiel auf Zureden oder 
ſprechen ber auf ein Zahlungsver⸗ 
bung 58 aus eigener Entſchlie⸗ 
ſtabe a Pfändung ab (Hinweis auf Buch⸗ 
nicht ordn “ lo ift der Vollſtreckungsauftrag 
dannen ven asmäßig erledigt. Eine 
Vollſtreck nlaßte weitere Aushändigung des 

ollſtrechuungsauftrags bringt daher die mit der 


erſten Aushändigung des Vollſtreckungsauftrags 


entſtandene Gebührenſchuld nicht neu zur Ent⸗ 
ſtehung. 


Als Vollſtreckungshandlung im Sinn des 8 2 


Ziffer 1 KV iſt es nicht anzuſehen, wenn 
der Vollziehungsbeamte lediglich 
mit der Entgegennahme von Zah⸗ 
lungen beauftragt iſt, Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsmaßnahmen alſo nicht durchzuführen hat. 
Dieſe Vorausſetzung iſt insbeſondere in den Fällen 
regelmäßig als gegeben anzunehmen, in denen 
nach einem fruchtloſen Pfändungs- 
verſuch oder nach Durchführung einer 
Sachpfändung mit Hilfe des Vollziehungs⸗ 
beamten die Einziehung freiwilliger Teil⸗ 
zahlungen verſucht wird. Dieſer Fall kommt in der 
Praxis ſehr oft vor. 


Beiſpiele: 
A. Der Vollſtreckungſchuldner Schulz iſt mit 600 RM 


im Rückſtand. Er zahlt an den Vollziehungs⸗ 
beamten, nachdem dieſer ſich an Ort und Stelle 
begeben hat, 200 RM. Für den Reſt ſtellt er Zah⸗ 
lung innerhalb einer Woche in Ausſicht. Der Voll⸗ 
ziehungsbeamte ſieht daraufhin von der Pfändung 
ab. Der Schuldner leiſtet aber die verſprochene 
Zahlung nicht. Der Vollziehungsbeamte wird da⸗ 
her nach Ablauf einer Woche erneut mit der 
Zwangsvollſtreckung wegen des Reſtes von 400 RM 
beauftragt. Der Vorgang wiederholt ſich bis zur 
Abtragung der ganzen Schuld. 

Es iſt nur einmal die volle Pfändungs⸗ 
gebühr aus 600 RM kgeſchuldet. Die Gebühren⸗ 
ſchuld entſteht mit der erſten Aushändigung des 
Auftrags an den Vollziehungsbeamten. Abwen⸗ 
dungen der Pfändung im Sinn des $ 345 AD 
liegen nicht vor. Der zweite und die weiteren Be⸗ 
ſuche des Vollziehungsbeamten waren zur ord⸗ 
nungsmäßigen Erledigung des Vollſtreckungsauf⸗ 
trags erforderlich. Sie löſen daher keine neue 
Gebührenſchuld aus. 


B. Ein Vollſtreckungsberſuch bei dem Vollſtreckung⸗ 


ſchuldner Schmitt im Mai 1938 iſt ergebnislos ver⸗ 
laufen. Im Juli 1938 wird dem Vollziehungs⸗ 
deamten wegen der gleichen Rückſtände wie im Mai 
1938 zum zweitenmal Vollſtreckungsauftrag erteilt. 
Der Vollziehungsbeamte pfändet jetzt Früchte auf 
dem Halm. 

Es handelt ſich um zwei ſelbſtändige 
abgeſchloſſene Vollſtreckungshandlungen im Sinn 
des § 2 Ziffer 1 KV. Jede für ſich löſt die Ge⸗ 
bührenpflicht aus. Die Pfändungsgebühr iſt dem⸗ 
gemäß zweimal in voller Höhe zu erheben. 


C. Der Vollſtreckungſchuldner Säumig ſchuldet 200 RM 


Umſatzſteuer. Ein Pfändungsverſuch des Voll⸗ 
ziehungsbeamten war erfolglos. Auch weitere 
Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen verſprechen keinen 
Erfolg. Die Vollſtreckungſtelle verſucht jedoch mit 
Hilfe des Vollziehungsbeamten, dem der Voll⸗ 
ſtreckungsauftrag von Zeit zu Zeit wieder aus⸗ 
gehändigt wird, die Forderung möglichſt in Teil⸗ 
zahlungen hereinzubringen. Auf dieſem Weg 
werden an den Vollziehungsbeamten bei fünf Ein⸗ 
hebeverſuchen viermal Zahlungen von zuſammen 
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50 RM geleiſtet. Die Reſtſchuld wird nieder⸗ 
geſchlagen (8 130 AD). 

Für den Pfändungsverſuch des Vollziehungs⸗ 
beamten iſt § 3 Abſatz 5 KV gemäß die volle 
Pfändungsgebühr zu erheben. Eine Pfändungs⸗ 
gebühr für die weitere Tätigkeit des Voll⸗ 
ziehungsbeamten fällt nicht an. Es handelt ſich 
nicht um Vollſtreckungshandlungen im Sinn des 
§ 2 Ziffer 1 KV. 


D. Der Vollſtreckungſchuldner Schwarz iſt mit 200 RM 
Steuern im Rückſtand. Es ſind Einrichtungsgegen⸗ 
ſtände im Wert der Rückſtände gepfändet worden. 
Die Verwertung dieſer Pfandgegenſtände würde 
vorausſichtlich Schwierigkeiten begegnen. Es werden 
daher, um die Verwertung zu vermeiden, durch den 
Vollziehungsbeamten im Auftrag der Vollſtreckung⸗ 
ſtelle von Zeit zu Zeit Teilzahlungen auf den Rück⸗ 
ſtand bei dem Vollſtreckungſchuldner eingehoben. 
Der Rückſtand wird auf dieſe Weiſe in fünf Teil⸗ 
zahlungen abgetragen. 

Es iſt nur einmal die volle Pfändungs⸗ 
gebühr für die Pfändung der Einrichtungsgegen⸗ 
ſtände geſchuldet. Eine Gebühr für die weitere 
Tätigkeit des Vollziehungsbeamten fällt nicht an. 
Es handelt ſich nicht um Vollſtreckungshandlungen 
im Sinn des § 2 Ziffer 1 KV. 


c) Anſchlußpfändung, ergebnis loſer 

Pfändungsverſuch 

Für eine Anſchlußpfändung iſt die 
Pfändungsgebühr geſchuldet, wie für 
eine Erſtpfändung ($ 3 Abſatz 5 Satz 1 KP). 

Die Gebührenſchuld wird auch nicht dadurch 
berührt, daß ein Pfändungsverſuch des 
Vollziehungsbeamten erfolglos bleibt, 
weil pfändbare Sachen nicht vorgefunden werden oder 
weil $ 343 Satz 3 AO gemäß (Verbot der zweckloſen 
Pfändung) von der Pfändung abzuſehen iſt (§ 3 
Abſatz 5 Satz 2 AB). 


8. Pfändungsgebühr bei mehreren Forderungspfän⸗ 
dungen für den gleichen Auſpruch 

Jede Vollſtreckungshandlung der im § 2 Ziffer 1 
KW bezeichneten Art iſt grundſätzlich für ſich 
gebührenpflichtig. Eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatz gilt für den Fall, daß wegen des 
gleichen Anſpruchs mehrere Forde- 
rungen oder andere Vermögensrechte 
gepfändet werden. Die Pfändungsgebühr wird in 
dem Fall nur einmal erhoben (§ 3 Abſatz 6 KP). 
Beiſpiel: 

Es werden wegen 800 RM Umſatzſteuer und 
der Koſten der Zwangsvollſtreckung drei Forde⸗ 
rungen an A, B und C von 200 RM, 300 RM und 
350 NM gepfändet. Es iſt nur einmal Pfän⸗ 
dungsgebühr geſchuldet. 


9. Die Verſteigerungsgebühr 
Die Verſteigerungsgebühr wird erhoben (8 2 
Ziffer 2 KV) 
a) für die Verſteigerung und 
b) für den freihändigen Verkauf von 
Gegenſtänden (Sachen oder Rechten). 


Sie beträgt vom Betrag bis zu 100 RM 
2 vom Hundert, vom darüber hinaus⸗ 
gehenden Betrag 1 vom Hundert (aus 
200 RM demgemäß 3 RM). Der Mindeſtbetrag 
iſt 0,60 RM (8 4 Abſatz 1 KP). 

Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald 
der Auftrag zur Verſteigerung oder 
zum freihändigen Verkauf dem Voll⸗ 
ziehungsbeamten oder dem ſonſtigen 
Beauftragten zugeht (§ 4 Abſatz 2 KV). 

Die Verſteigerungsgebühr wird nicht er⸗ 
hoben, wenn die Vollſtreckungſtelle den Auftrag 
zur erte: ede zum fee 
händigen Verkauf zurücknimmt, bevor 
der Beauftragte Schritte zur Ausfüh⸗ 
rung des Auftrags unternommen hat 
(8 4 Abſatz 3 KP). 

Wird die Verſteigerung oder der freihändige Ver⸗ 
kauf abgewendet ($ 851 Satz 1 Halbſatz 2, § 345 
AD, Hinweis auf Vortrag 11 Abſchnitt 383), ſo 
gelten für die Erhebung der Verſteigerungsgebühr 
die gleichen Grundſätze wie für die Er- 
hebung der Pfändungsgebühr im Fall 
der Abwendung der Pfändung (Hinweis 
auf Abſchnitt 6). Es iſt jedoch bei Abwendung 
der Verſteigerung oder des freihän⸗ 
digen Verkaufs durch Zahlung an den 
Vollziehungsbeamten oder den ſonſtigen 
Beauftragten nur die halbe Gebühr zu ent⸗ 
richten (§ 4 Abſatz 4 KV). 


10. Die Schreibgebühr 

Die Schreibgebühr wird erhoben für die auf 
Antrag angefertigte Abſchrifteiner Nieder⸗ 
ſchrift (§ 2 Ziffer 3 KP). 

Sie beträgt 0,25 RM für jede ange- 
fangene Seite. Der Mindeſtbetrag der 
Gebühr iſt 0,50 RM (RdF⸗Erlaß vom 8. März 
1938 S 1227—55 III, RStBl. S. 322). 

Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald 
die Erklärung, durch die die Abſchrift 
beſtellt wird, dem Vollziehungs⸗ 
beamten oder der Vollſtreckungsbehörde 
zugeht (85 Abſatz 2 KP). 

Die Schreibgebühr wird nicht erhoben, 
wenn die Beſtellung zurückgenommen 
wird, bevor mit der Anfertigung der Ab⸗ 
ſchrift begonnen worden iſt (§ 5 Abſatz 3 KV). 

Für die Erteilung der Abſchrift iſt in 
jedem Fall (alſo auch, wenn die Abſchrift bei dem 
Vollziehungsbeamten beantragt wird) die Voll- 
ſtreckungſtelle zuſtändig (§ 41 Abſatz 2 
Vollz A). 


11. Die Bemeſſungsgrundlage der Gebühren laus⸗ 
genommen die Schreibgebühr) 
Soweit nicht die Mindeſtſätze der Gebühren er⸗ 
hoben werden, wird der Gebühren berechnung 
zugrunde gelegt (S7 KV): 


1. bei der Mahnung oder bei der Zwangs- 
vollſtreckung wegen Geldleiſtungen 
die Summe der Beträge, derentwegen 
gemahnt oder vollſtreckt wird. 
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Zinſen (Säumniszuſchlag) und Koſten 
werden bei der Feſtſtellung des Betrags, von dem 
die Gebühren berechnet werden, nicht berück⸗ 
ſichtigt, wenn fie als Neben ſchulden zu⸗ 
ſammen mit der Hauptſchuld geltend gemacht 
werden. 

Die Verſteigerungs gebühr iſt aus 
dem Erlös zu berechnen, wenn dieſer nied⸗ 
riger iſt, als die Summe der beizu— 
treibenden Hauptſchulden; 

2. bei der Zwangsvollſtreckung zur Er- 
wirkung der Herausgabe von Sachen 
der Verkaufswert, den die Sachen zur Zeit 
der Entſtehung der Gebührenſchuld haben. 

Wenn ein Verkaufswert nicht beſteht oder nicht 
ohne weiteres feſtgeſtellt werden kann, ſo beſtimmt 
die Vollſtreckungsbehörde nach ihrem Ermeſſen, von 
welchem Betrag die Gebühren zu berechnen ſind. 

Der Betrag, der der Gebührenberechnung zu⸗ 
grunde zu legen iſt, wird auf den nächſten durch 
zehn teilbaren Reichsmarkbetrag nach 
unten abgerundet (8 7 Abſatz 2 KP). 


12. Pfändungs- und Verſteigerungsgebühr bei der 

Vollſtreckung gegen Geſamtſchuldner 

Wird gegen Eheleute wegen eines Anſpruchs 
vollſtreckt, für den die Eheleute als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften, jo werden die Pfändungs- und 
die Verſteigerungsgebühr nur einmal erhoben. Die 
Eheleute haften für die Gebühren als Geſamtſchuldner. 
Beiſpiel: 

Die Eheleute A ſind zur Einkommenſteuer zu⸗ 
ſammen veranlagt worden. Die Vollſtreckungſtelle 
hat wegen des Einkommenſteuerrückſtandes dem 
Vollziehungsbeamten Vollſtreckungsauftrag gegen 


beide Ehegatten erteilt. Es entſteht nur einmal 
Pfändungsgebühr. 


Wird in anderen Fällen gegen mehrere 
Vollſtreckungſchuldner vollſtreckt, jo ſind die Gebühren, 
auch wenn der Vollziehungsbeamte mehrere Voll- 
ſtreckungsmaßnahmen bei der gleichen Gelegen⸗ 
heit vornimmt, von jedem Vollſtreckung⸗ 
ſchuldner beſonders zu erheben. 
Beiſpiel: 

> Die Vollſtreckungſtelle hat wegen des Umſatz⸗ 
ſteuerrückſtandes der oßG Gebrüder Säumig dem 
„ollsiehungsbeamten Vollſtreckungsauftrag gegen 
le 056 und gegen die Geſellſchafter A. und 
85 Säumig erteilt. Der Vollziehungsbeamte führt 
ieſe Vollſtreckungsaufträge bei einem Dienſt⸗ 
gang aus. Es entſteht dreimal Pfändungsgebühr. 


13. Di g 
3. Die Auslagen im Vollſtreckungsverfahren 


Zu den Ausla f 
gen, die der Vollſtreckungſchuldner 
zu erſtatten hat, gehören alle baren Auslagen, 
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beamten (§ 10 Abſatz 1 und 2 AB). 
Beiſpiele: 


Poſt-, Fernſprech⸗, Tele ji 
5 Telegrammgebühren; Koſten 
für Bekanntmachungen in Tageszeitungen; Beträge, 


die den zum Offnen von Türen oder Behältniſſen 
zugezogenen Hilfsperſonen zu zahlen ſind; Koſten 
der Beförderung, Verwahrung, Beaufſichtigung ge⸗ 
pfändeter Sachen; Koſten der Aberntung gepfän⸗ 
deter Feldfrüchte und der Erhaltung gepfändeter 
Tiere; die an Auskunftsperſonen, Sachverſtändige 
und Treuhänder zu zahlenden Entſchädigungen; die 
Gerichtskoſten und in den Fällen des § 360 AO 
etwaige Gebühren und Auslagen des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers. 


Zu den Auslagen, die der Vollſtreckungſchuldner 
zu erſtatten hat, gehören nicht die Koſten, die 
nach Beendigung des Vollſtreckungs⸗ 
verfahrens dadurch entſtehen, daß der Voll⸗ 
ziehungsbeamte Geldbeträge oder Sachen, mit 
deren Wegnahme er beauftragt worden iſt, an die 
Amtskaſſe abführt ($ 16 Abſatz 4 VollzA). 

Die Pflicht zur Erſtattung ſolcher Auslagen, die 
bei Ausführung einer Vollſtreckungsmaßnahme er⸗ 
wachſen, entſteht, ſobald der Auftrag zu 
der Vollſtreckungsmaßnahme (Pfändung, Verſteige⸗ 
rung) dem Vollziehungsbeamten oder 
dem ſonſtigen Beauftragten zugeht oder 
ſobald die Vollſtreckungsbehörde die 
Pfändungs verfügung zur Pfändung einer 
Forderung oder eines anderen Vermögensrechts 
unterzeichnet. 

Werden Sachen, die bei mehreren Voll⸗ 
ſtreckungſchuldnern gepfändet worden ſind, in einem 
einheitlichen Verfahren verſteigert oder frei ⸗ 
händig verkauft, ſo werden die Auslagen, die in dieſem 
Verfahren entſtehen, auf die beteiligten Vollſtreckung⸗ 
ſchuldner verteilt. 

Die Entſchädigung, die Auskunftsperſonen und 
Sachverſtändigen auf Antrag zu gewähren iſt (Hin⸗ 
weis auch auf $ 17 VollzA), darf die Gebühr ein- 
ſchließlich des Teuerungszuſchlags nicht überſteigen, 
die in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf Grund der 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
(in der jeweils geltenden Faſſung) gewährt werden 
kann (§ 11 KV). Die Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverſtändige gilt jetzt in der Faſſung vom 
21. Dezember 1925 (RG Bl. 1 S. 471). § 4 der Ge⸗ 
bührenordnung iſt bis auf weiteres nicht anzuwenden 
(Verordnung vom 6. Oktober 1931, RGBl. 1 S. 565). 

Als Auskunftsperſonen im Sinn des § 11 KV 
ſind auch Zeugen anzuſehen, die der Vollziehungs⸗ 
beamte zuzieht. 


14. Anwendung der Köoſtenvorſchriften im Land 
Öfterreih und in den ſudetendeutſchen Gebieten 


Die Koſtenvorſchriften gelten RER 
a) im Land Öfterreich nach Maßgabe der Ser- 
ordnung vom 14. April 1938 (RGBl. 1 S. 389, 
RStBl. S. 425), der Verordnung vom 3. Auguſt 
1938 (RGBl. 1 S. 995, RStBl. S. 769) und des 
Rdg⸗Erlaſſes vom 18. Oktober 1938 O 2150 
216 VI (RStBl. S. 985); 

b) in den ſudetendeutſchen Gebieten nach 
Maßgabe der Verordnung vom 5. November 1938 
(RGBl. J S. 1556, RStBl. S. 993) und des Rd. 
Erlaſſes vom 30. Dezember 1938 O 2150—226 VI 
(NStBl. 1939 S. 97). 


| Eildienſt⸗ Nachrichten 


Lohnsteuer 
in den sudetendeutschen Gebieten 


Gemäß 8 3 Abſatz 2 der Vierten Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den 
ſudetendeutſchen Gebieten vom 21. Dezember 1938 
(RGBl. 1 S. 1837) wird die Lohnſteuer in den 
ſudetendeutſchen Gebieten für die Zeit bis zum 
31. März 1939 nur zur Hälfte erhoben. 
Nach einer Verordnung des Reichsminiſters der Fi⸗ 
nanzen zur Ergänzung der Vierten Einführungsver⸗ 
ordnung vom 29. März 1939 wird die Lohnſteuer 
auch über den 31. März 1939 hinaus, und zwar bis 
zum 30. Juni 1939, weiterhin nur zur 
Hälfte erhoben. 8 


tur Warenbewertung 


8 6 Ziffer 2 EStG gmäß find die Waren mit 
den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten anzuſetzen. Statt der Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungskoſten kann der niedrigere Teilwert angeſetzt 
werden. 

Viefach haben die Firmen beantragt, einen ge⸗ 
wiſſen Teil ihres Warenlagers — eijerner 
Beſtand — ſtets mit gleichen Werten anzuſetzen. 

Der Reichsfinanzhof hat im Urteil vom 19. 10. 
1938 VI 593/38 dies abgelehnt. Von einem eiſernen 
Beſtand mit immer gleicher Bewertung könne nur dort 
die Rede ſein, wo es ſich um Werkzeuge, Gerätſchaften 
uſw. handelt, nicht aber bei Warenvorräten. Auch hat 
der Reichsfinanzhof den Einwand der Firma, daß 
ſtets die neueſten Waren verkauft worden und 
ſomit die alten immer übriggeblieben ſeien mit der 
Folge, daß der Anſchaffungswert der alten Waren 
maßgebend ſei, nicht gelten laſſen. „Wenn die Waren 
an ſich als vertretbare Sachen behandelt werden, ſo 
muß als Anſchaffungspreis für die einheitlich zu be⸗ 
wertenden Sachen zunächſt der neueſte Anſchaffungs⸗ 
preis gelten, ſoweit die neueſte Anſchaffung mengen⸗ 
mäßig dem vorhandenen Beſtand entſpricht. Soweit 
mehr Waren beſtandsmäßig vorhanden ſind, müſſen 
die Preiſe der vorhergehenden Anſchaffungen zugrunde 
gelegt werden.“ 


Beiſpiel: Geſchäftsjahr 1937 — Kalenderjahr 1937. 
Im November 1937 find 10 000 kg einer be⸗ 
ſtimmten Ware zu 10 RM je kg = 100000 RM 
und im Dezember 1937 Waren der gleichen Art, und 
zwar 20 000 kg je 12 RM = 240 000 RM einge- 
kauft worden. 

Der Warenbeſtand am Bilanztag 31. 12. 1937 
möge 18 000 kg betragen. 

Dieſe müſſen — vorausgeſetzt, daß der Ein⸗ 
kaufspreis am 31. 12. 1937 ebenfalls 12 RM be- 
trägt — mit 18000 kg 4 12 RM S 216000 RM 
angeſetzt werden. 

Es iſt nach vorſtehender Rechtſprechung der Ein⸗ 
wand nicht zuläſſig, daß die mit 12 RM eingekauften 
Waren zum Teil inzwiſchen verkauft worden ſind, der 
Beſtand am Bilanztag alſo aus den früheren 
und billigeren Einkäufen herrühre. 


Sollte dagegen am Bilanztag ein Beſtand von 
25 000 kg vorhanden fein, dann wäre wie folgt zu 
bewerten: 
20 000 Kg à 12 RM (neuer Einkauf) = 240 000 RM 
der Reſt von 5000 kg zu den alten 


Einkaufspreiſen von 10 RM = 50 000 RM 


290 000 RM. 
Aus dieſem Urteil ergibt ſich ferner, daß bei der 
Warenbewertung die Bewertungsſtetigkeit 
unterbrochen werden kann. Es wurde bisher von 
ſeiten der Steuerpflichtigen ſtets eingewendet, daß die 
Bewertungsgleichmäßigkeit beachtet werden müſſe. 
Wenn die Ware wie — im vorliegenden Fall — ſtets 
als eiſerner Beſtand, alſo zu niedrig, bewertet worden 
iſt, dann dürfe eine Anderung in der Bewertungs⸗ 
art, d. h. Übergang zum tatſächlichen Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungspreis, nicht erfolgen. Es mußte in 
dieſen Fällen nach Anſicht des Steuerpflichtigen eine 
Berichtigung bis zur ſteuerlichen Eröffnungs- 
bilanz (regelmäßig 1. 1. 1925, Fehlerquelle) vor⸗ 
genommen werden. 

Der Reichsfinanzhof hat aber bereits im Urteil 
RSt Bl. 1936 S. 849 ausgeſprochen, daß der Grundſatz 
des Wertzuſammenhangs nicht für die⸗ 
jenigen Vorräte gilt, die erſt im Lauf des zu ver⸗ 
d Wirtſchaftsjahrs neu angeſchafft worden 
ind. 

In dem Urteil vom 19. 10. 1938 ift in gleichem 
Sinn entſchieden worden, ſo daß nunmehr die 
Zweifelsfragen auf dieſem Gebiet geklärt ſind. Car. 


Unentgeltlich überlassene Wohnung 


Zu den Einkünften aus Vermietung und Ver⸗ 
pachtung rechnet auch der Nutzungswert einer ganz 
oder teilweiſe unentgeltlich überlaſſenen Wohnung 
(S 21 Abſatz 2 EStG). Steuerpflichtig iſt regelmäßig 
nicht der Eigentümer, ſondern der Nutzer. 

Die unentgeltliche Überlaffung von Wohnungen 
kommt insbeſondere bei unterhaltsverpflichteten Per⸗ 
ſonen vor. Der Vater läßt z. B. ſeinen Sohn oder 
ſeine Tochter nach der Heirat in einem Stockwerk 
ſeines Hauſes oder in einem ſeiner Häuſer unent⸗ 
geltlich wohnen. Auch in dieſen Fällen hat der Reichs- 
finanzhof bisher nicht den Vater, ſondern den Sohn 
oder den Schwiegerſohn mit dem Nutzungswert für 
ſteuerpflichtig erklärt. 

In einer neueren Entſcheidung (Urteil vom 
8. September 1938 IV 78/38, RStBl. 1939 S. 4) hat 
der Reichsfinanzhof ſeinen Standpunkt geändert. Er 
führt hier aus, daß der allgemeine Grundſatz der 88 12 
Ziffer 2, 22 Ziffer 16 ESt — Nichtabzugsfähigkeit 
von freiwilligen Zuwendungen und Zuwendungen an 
unterhaltsberechtigte Perſonen einerſeits und Steuer⸗ 
freiheit derartiger Zuwendungen beim Empfänger 
anderſeits — auch bei der Überlaſſung von Woh- 
nungen Platz greifen muß. Wer ſeinen Sohn oder 
ſeine verheiratete Tochter unentgeltlich wohnen läßt, 
kann nicht günſtiger behandelt werden als ein Steuer⸗ 
pflichtiger, der ſeinen Kindern die Miete zahlt oder 
ſie ihnen erſtattet. In ſolchen Fällen iſt daher nicht 
der Nutzer, ſondern der Eigentümer zur Einkommen⸗ 
ſteuer heranzuziehen. 
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herdeclate Gewinnausschüttungen 


Es ſind Zweifel entſtanden, ob die Warenrück⸗ 
vergütungen einer Genoſſenſchaft auch dann als ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttungen angeſehen werden 
können, wenn die Genoſſenſchaft ſich mit ihren Ge⸗ 
ſchäften auf den Kreis der Mitglieder be⸗ 
ſchränkt und wenn ſie einem Reviſionsverband 
angeſchloſſen iſt. Der Reichsfinanzhof nimmt im 
Gegenſatz zu der früheren Rechtſprechung des Preu⸗ 
ßiſchen Oberverwaltungsgerichts zum Preußiſchen 
Gewerbeſteuerrecht auch in dieſem Fall eine ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttung an. In einem 
Urteil vom 20. Dezember 1938 I 461/38 führt er das 
folgende aus: 


„Bei Genoſſenſchaften, die ihre Zweckgeſchäfte auch 
mit Nichtmitgliedern betreiben, können Kaufpreis⸗ 
rückvergütungen, die nur an Mitglieder gewährt 
werden, ohne weiteres als verdeckte Gewinnaus⸗ 
ſchüttungen angeſehen werden. Bei Genoſſenſchaften 
aber, die ihren Geſchäftsbetrieb auf die Mitglieder 
beſchränken, fehlt es an einem ſolchen unmittelbaren 
Maßſtab dafür, ob die gewährten Rückvergütungen 
Vorteile ſind, die fremden Kunden nicht zugebilligt 
werden würden. Hier müſſen daher die Verhältniſſe 
bei anderen gleichartigen oder ähnlichen Geſchäfts⸗ 
betrieben zum Vergleich herangezogen werden. Eine 
verdeckte Gewinnausſchüttung wird in dieſen Fällen 
(bei Bezugsgenoſſenſchaften) in der Regel ange⸗ 
nommen werden können, wenn und ſoweit die den 
Mitgliedern zugeſtandenen Preiſe, die ſich unter 
Berückſichtigung der Kaufpreisrückvergütungen er⸗ 
rechnen, niedriger ſind als die ortsüblichen Preiſe 
der verkauften Waren.“ Bin. 


Dauerschulden bei der Gewerbesteuer 


Als Dauerſchulden im Sinn des Gemwerbefteuer- 
geſetzes kommen Schulden in Betracht, deren Gegen- 
wert der nicht nur vorübergehenden Verſtärkung des 
Betriebskapitals dient. Danach könnte es zweifelhaft 
ſein, ob von einer Dauerſchuld auch dann noch ge- 
Iptochen werden kann, wenn der Gegenwert der 
Schuld aus irgendwelchen Gründen verloren- 
gegangen iſt und an dem für die Beurteilung der 
Schuld maßgebenden Stichtag wohl noch die Schuld, 
nicht aber mehr ihr Gegenwert vorhanden iſt. 

1 Zu dieſer Frage hat der Reichsfinanzhof in einem 
Zar amtlichen Veröffentlichung beſtimmten Urteil vom 
ex 1939 1 108/39 Stellung genommen. In 
beſch Bi Entſcheidung gelangten Fall hatte die 
größerer eführende Geſellſchaft zur Errichtung einer 
ee Fremdkapital aufgenommen. Das 
ſtehen hatte dieſe = ſeit mehreren Jahren be- 
kapttals "ang Schulden bei Ermittlung des Gewerbe⸗ 
Gewe ??! Schuldzinſen bei Ermittlung des 
führende Gesell hinzugerechnet. Die beſchwerde⸗ 
r a 12 515 wandte ſich gegen die Hinzu⸗ 
Anlage 2 7 mehr mit dem Fremdkapital errichtete 
ber hört d r vorhanden ſei. Der Reichsfinanz⸗ 

une Hinzurechnung für geboten. In dem 


Urteil wird ausgeführt, daß Schulden, die die Eigen⸗ 
angenommen haben, dieſe 


ſchaft als Dauerſchulden 
Eigenſchaft erſt mit dem Erlöſchen des Schuld— 


verhältniſſes verlieren. Die Eigenſchaft als 
Dauerſchuld geht auch nicht etwa dadurch verloren, daß 
am Bilanztag nur noch die Schuld, aber nicht mehr 
ihr Gegenwert vorhanden iſt. Für die Zurechnung der 
Schuld und der Schuldzinſen iſt es alſo nicht erforder⸗ 
lich, daß das Schuldkapital dauernd im Betrieb ver⸗ 
bleibt. Wie der Reichsfinanzhof betont, würde es ſich 
im einzelnen Fall auch nur ſchwer feſtſtellen laſſen, ob 
der Gegenwert der Schuld noch vorhanden iſt, da die 
durch Aufnahme einer Schuld dem Betrieb zugeführten 
Werte einer ſteten Umformung unterliegen. 

In dem gleichen Urteil wird auch zu der Frage 
Stellung genommen, ob aufgelaufene Zinſen, 
die dem Schuldkapital zugeſchlagen werden, der Ver⸗ 
ſtärkung des Betriebskapitals dienen. Der Reichs- 
finanzhof bejaht dieſe Frage. An ſich müßten die 
Schuldzinſen jährlich aus dem Geſchäft heraus- 
gezogen werden. Geſchieht dies nicht, werden vielmehr 
die Zinſen dem Schuldkapital zugeſchlagen, ſo wird 
das Betriebskapital verſtärkt, weil inſoweit eine Aus⸗ 
gabe aus eigenen Mitteln vermieden wird. So auf- 
gelaufene Schuldzinſen ſind gewerbeſteuerlich als 
Dauerſchuld anzuſehen, wenn die durch ſie bewirkte 
Verſtärkung des Betriebskapitals eine nicht nur vor⸗ 
übergehende iſt. See. 


Stillll alte schulden und Gewerbesteuer 


In einem zur amtlichen Veröffentlichung be⸗ 
ſtimmten Urteil vom 22. Februar 1939 VI 13/39 befaßt 
ſich der RFH mit der Frage, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen Stillhalteſchulden als Dauer⸗ 
ſchulden im Sinn des GewStG zu behandeln find. 
In dem der Entſcheidung zugrunde liegenden Fall 
hatte das FA eine ſeit Jahren beſtehende Schuld als 
Dauerſchuld angeſehen. Der Steuerpflichtige wendete 
dagegen ein, es handle ſich bei dieſer Schuld um eine 
Stillhalteſchuld, die inſoweit nicht mehr als 
Dauerſchuld angeſehen werden könne, als Kapi- 
talien zur Rückzahlung bereitgelegen 
haben. Da die Rückzahlung infolge der Deviſen⸗ 
ſchwierigkeiten nicht möglich geweſen ſei, habe der 
Steuerpflichtige das für die Stückzahlung beſtimmte 
Kapital in Wertpapieren angelegt. 

Der RFH hat dieſen Einwendungen nicht ſtatt⸗ 
gegeben. Bereits früher iſt ausgeſprochen worden, daß 
die Annahme eine Dauerſchuld nicht deshalb aus⸗ 
geſchloſſen iſt, weil ausreichende flüſſige Mittel zur 
Tilgung der Schuld vorhanden ſind (Urteil vom 
7. Dezember 1938, RStBI. 1939 S. 330). Wie der 
Rc in dem Urteil vom 22. Februar 1939 betont, iſt 
es dabei unerheblich, ob dieſe Mittel in Bankguthaben, 
Wechſeln oder Wertpapieren beſtehen. Aber auch die 
Tatſache, daß die Schuld, für deren Tilgung die Mittel 
bereitgeſtellt find, unter ein Stillhalteabkommen fällt, 
iſt ohne Bedeutung, weil die für Stillhalteſchulden im 
§ 18 der Erſten GewSt DO getroffene Sonderrege⸗ 
lung durch § 35 der Zweiten GewSt DO mit rück⸗ 
wirkender Kraft aufgehoben worden iſt. Demgemäß 
bleiben Stillhalteſchulden, ebenſo wie andere Dauer⸗ 
ſchulden, bis zum Erlöſchen des Schuldverhältniſſes 
auch dann Dauerſchulden, wenn der Steuer⸗ 
pflichtige den Kredit nicht mehr en 

ee. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 

Ausgeglichener Reichshaushaltsplan für 1939. 
Im Reichsgeſetzblatt II iſt auf Seite 613 das Geſetz 
über die Haushaltsführung im Reich im Rechnungs⸗ 
jahr 1939 verkündet worden. Es bildet die Grundlage 
für die Haushaltsführung in dem am 1. April 1939 
beginnenden neuen Rechnungsjahr. Der Reichshaus⸗ 
haltsplan hat wegen der finanziellen Auswirkungen, 
die ſich aus der Eingliederung der Oſtmark und des 
Sudetenlandes und aus der Schaffung des Protekto⸗ 
rats Böhmen und Mähren ergeben, noch nicht in allen 
Einzelheiten endgültig feſtgeſtellt werden können. Das 
Geſetz enthält demgemäß entſprechende Ermächtigun⸗ 
gen des Reichsminiſters der Finanzen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen wird außerdem 
ermächtigt, die folgenden Garantien zu übernehmen: 


a) zur Förderung des deutſchen Außenhandels bis 
zum Höchſtbetrag von 500 Millionen Reichsmark, 


b) zur Förderung der gewerblichen Wirtſchaft im 
Rahmen des Vierjahresplans (Wirtſchaftsausbau) 
bis zum Höchſtbetrag von 200 Millionen Reichs⸗ 
mark, 


c) zur Ordnung des Marktes für Eier und Schlacht⸗ 
geflügel bis zum Höchſtbetrag von 80 Millionen 
Reichsmark, 


d) zur Einlagerung von Kartoffelerzeugniſſen bis 
zum Höchſtbetrag von 25 Millionen Reichsmark, 


e) zur Ordnung des Marktes für Getreide, Hülſen⸗ 
früchte und Futtermittel bis zum Höchſtbetrag von 
300 Millionen Reichsmark, 


f) zur Förderung von Arbeitsbeſchaffungsmaßnah⸗ 
men auf dem Gebiet der Landeskultur bis zum 
Höchſtbetrag von 100 Millionen Reichsmark, 


g) zur Erfüllung der nach Übergang des preußiſchen 
landwirtſchaftlichen Siedlungsvermögens auf das 
Reich auf Grund des § 3 des Preußiſchen Landes⸗ 
rentenbankgeſetzes vom 1. Auguſt 1931 (Preuß. 
Geſetzſammlung S. 154) übernommenen Verpflich- 
tung zur Gewährleiſtung der Verbindlichkeiten, die 
der Landesrentenbank aus der Ausgabe der In⸗ 
haberſchuldverſchreibungen erwachſen, ſowie zur 
Förderung des Landarbeiterwohnungsbaus bis 
zum Höchſtbetrag von 250 Millionen Reichsmark. 


Der Reichshaushaltsplan für 1939 wird trotz 
außergewöhnlichen Finanzbedarfs des Reichs voll⸗ 
kommen ausgeglichen ſein. Der Ausgleich wird 
erreicht: 


1. durch ſtrengſte Sparſamkeit bei den Ausgaben der 
geſamten öffentlichen Verwaltung, 


2. durch weitere Aufwärtsentwicklung des Steuerauf- 
kommens des Reichs, 


3. durch das Steuergutſchein⸗Verfahren im Rahmen 
des Neuen Finanzplans. 


Neuordnung des öffentlichen Bankweſens und 
des Sparkaſſenweſens im Land Eſterreich. Durch 
Verordnung vom 27. März 1939 (RGBl. I S. 600) 
wurde der Reichswirtſchaftsminiſter ermächtigt, auf 
dem Gebiet des öffentlichen Bankweſens und des 
Sparkaſſenweſens im Land Oſterreich die zu einer 
zweckmäßigen Geſtaltung der Organiſation erforder⸗ 
lichen Maßnahmen zu treffen. 


* 


Zinsermäßigung bei Kreditanſtalten im Land 
Oſterreich. Durch die Verordnung vom 22. März 1939 
(RGBl. I S. 650) wurde die Möglichkeit geſchaffen, 
die Zinsſätze für die von den öſterreichiſchen Kredit⸗ 
anſtalten ausgegebenen Pfandbriefe und Kommunal⸗ 
Obligationen ab 1. April 1939 auf 4,5 v. H. herab⸗ 


zuſetzen. 
* 


Reichspoſtſchatzanweiſungen überzeichnet. Dem 
Umtauſch⸗ und Zeichnungsangebot der 4, 5prozentigen 
Reichspoſtſchatzanweiſungen war ein voller Erfolg be⸗ 
ſchieden. Für 58 v. H. der alten Schatzanweiſungen 
wurde vom Umtauſchangebot Gebrauch gemacht. Der 
zur Zeichnung aufgelegte Reſtbetrag wurde weit über⸗ 
ſchritten. Um die gezeichneten Beträge voll zuteilen zu 
können, hat die Deutſche Reichspoſt den Zeichnungs⸗ 
betrag um 60 Millionen Reichsmark erhöht. 


* 


Errichtung eines Verſicherungsfonds. Der Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter hat durch Verordnung vom 
10. März 1939 (RGBl. 1 S. 569) einen Verſicherungs⸗ 
fonds errichtet, um die Verpflichtungen aus Lebens⸗ 
verſicherungsverträgen notleidend gewordener ehe⸗ 
maliger öſterreichiſcher Verſicherungsanſtalten in dem 
Umfang ſicherzuſtellen, wie fie die Oſterreichiſche Ver⸗ 
fiherung3-A® in Wien übernommen hat. Der Ver⸗ 
ſicherungsfonds gibt zur Erfüllung ſeiner Aufgaben 
Schuldverſchreibungen in Höhe von 180 Millionen 
Reichsmark aus, die mit 4,5 v. H. verzinſt und inner⸗ 
halb 32 Jahren getilgt werden. Die zur Verzinſung 
und Tilgung der Schuldverſchreibungen erforderlichen 
Beträge werden durch Umlagen von den im Deutſchen 
Reich arbeitenden Verſicherungsunternehmungen auf⸗ 
gebracht. Verſicherungsnehmer dürfen zu den Umlagen 
für den Verſicherungsfonds nicht herangezogen werden. 


bi [3 7 ) 

Neuregelung des Inlandverkehrs mit Kaffee, Die 
Überwachungsſtelle für Kaffee hat zur 
Regelung des Inland verkehrs mit Kaffee eine An⸗ 
ordnungerlaſſen, die mit Wirkung ab 1. April 1939 
in Kraft getreten iſt. Danach dürfen alle Röſtbetriebe 
nur in dem von der Überwachungsſtelle für jedes Ka⸗ 
lenderviertelſahr im voraus feſtgeſetzten Um- 
fang röſten. Die Anordnung regelt außerdem den 
Abſatz von Kaffee bis zum letzten Verbraucher, um 
eine gleichmäßige Verteilung der zur Verfügung 
ſtehenden Röſtkaffeemengen an die Verbraucher ſicher⸗ 
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zuſtellen. Die Anordnung iſt im Reichsanzeiger 

Nr. 67 vom 20. März 1939 veröffentlicht. Sie gilt 

an für das Land Oſterreich und die ſudetendeutſchen 
iete. 


Vereinheitlichung der Baumaſchinen. Der Be⸗ 
vollmächtigte für die Maſchinenerzeu— 
gung, Direktor Karl Lange, hat für das Teil⸗ 
gebiet der Baumaſchinen die Vereinheitlichung von 
Betonmiſchmaſchinen, Löffelbaggern, Straßenwalzen, 
Gurtförderern und Baulokomotiven eingeleitet. 


Regelung der Herſtellung von Hohlglas. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter hat eine An- 
ordnung zur Regelung der Herſtellung von Hohl⸗ 
glas erlaſſen, die die bisher im Altreich, in Oſterreich 
und in den ſudetendeutſchen Gebieten geltenden ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften erſetzt. Die Anordnung macht 
die Neuerrichtung, die Erweiterung und die Wieder⸗ 
inbetriebnahme von mehr als zwei Jahre ſtilliegenden 
Betrieben der Hohlglasinduſtrie von der Einwilligung 
des Reichswirtſchaftsminiſters oder der von ihm be⸗ 
auftragten Stellen abhängig. Außerdem wird be⸗ 
ſtimmt, daß die Unternehmungen oder Betriebe der 
Hohlglasinduſtrie auf die Herſtellung derjenigen 
Hohlglaswaren beſchränkt bleiben, die ſie in den letzten 
zwei Jahren hergeſtellt haben. Die Anordnung wird 
im Deutſchen Reichsanzeiger veröffentlicht. 


* 


Anordnung zur Regelung der Herſtellun 
Rohglas für Glaekurzwaren. Der 1 
\naftäminifter hat eine Anordnung zur 
N der Herſtellung von Rohglas für Glaskurz⸗ 
vn erlaſſen. Durch dieſe Anordnung ſoll die Be⸗ 
11 0 der Glaskurzwaren⸗Induſtrie insbeſondere 
1 blonzer Wirtſchaftsgebiet mit hochwertigem 

ohmaterial ſichergeſtellt werden. Die Anordnung 
wird im Deutſchen Reichsanzeiger veröffentlicht. 


* 


Inkraftſetzung von Gebührenordnungen im ſu— 
et denise Gebiet. Die zuftändigen A af. 
1 en haben die Gebührenordnungen der über⸗ 
en chungsſtelle für Waren verſchiedener Art, der Über⸗ 
1 ENDE elle für Kleidung und verwandte Gebiete 
515 ſudetendermachungsſtele für Eiſen und Stahl auf 
— 1 5 endeutſchen Gebiete ausgedehnt. Die Beſtim⸗ 
— 9 der Gebührenordnungen treten mit Wirkung 

eee 1939 in Kraft. Die Anordnungen ſind im 
nzeiger Nr. 37 vom 8. März 1939 veröffentlicht. 


* 
Si 
dertſche ee von Grubenholz für den ſudeten⸗ 
Abau. Der Reichsforſtmeiſter hat 


dem Land : l a 
Erlaubnis eier in Reichenberg⸗Sudetenland die 


ch für die geſamten ſudetendeut 
zac ung de der dem Land Bayern, Ster 
die Er Schleſien angegliederten Gebiete) 
Fichtenlangnuth 3 den Verkauf von 
detendeutſchen Ber aus zur Verwendung im ſu⸗ 


gbau in ein 2 8 
200 000 Feſtmeter zu genehmigen. e 


Geſetz zur Förderung der gewerblichen Wirtſchaft 
in den Grenzgebieten. Die Reichsregierung hat ein 
Geſetz zur Förderung der gewerblichen Wirtſchaft in 
den Grenzgebieten vom 25. März 1939 beſchloſſen. 
Danach iſt der Reichsminiſter der Finanzen ermächtigt 
worden, zur Förderung der gewerblichen Wirtſchaft in 
den Grenzgebieten Sicherheiten bis zum Höchſtbetrag 
von fünfzig Millionen Reichsmark zu übernehmen. 


Typenvereinfachung der Zubehörteile in Vorberei⸗ 
tung. Der Generalbevollmächtigte für das Kraftfahr⸗ 
weſen, Oberſt von Schell, ſprach vor der Induſtrie⸗ 
und Handelskammer zu Köln über Fragen ſeines 
Aufgabengebietes. Er führte u. a. aus, daß zur Zeit 
auch Maßnahmen zur Durchführung einer Ver⸗ 
einfachung der Zubehörteile in Vorbereitung ſeien. 
Jede einzelne Laſtkraftwagenart ſoll auch nur eine Art 
von Schlußlicht, Winker, Lichtmaſchine, Bremſe uſw. 
erhalten. Dadurch werde eine Schrumpfung der über⸗ 
ſetzten Zubehörteileinduſtrie erreicht. 


* 


Verordnung über Kiefernharzung. Der Reichs⸗ 
forſtmeiſter hat eine Verordnung zum Zweck einer ver⸗ 
mehrten Kiefern⸗Balſamharzgewinnung 
aus dem Deutſchen Wald erlaſſen. Danach ſind 
betriebsplanmäßig zum Hieb heranſtehende Kiefern⸗ 
beſtände auf Anordnung der zuſtändigen höheren 
Forſtbehörde nach den vom Reichsforſtmeiſter ge⸗ 
gebenen Anordnungen und Richtlinien für die Dauer 
einer vollen mehrjährigen Harzungszeitdauer zur 
Gewinnung von Balſamharz zur Verfügung zu 
ſtellen. Die Gewinnung kann auch auf eigene Rech⸗ 
nung des Waldeigentümers erfolgen. 


I ) } . 

Die neuen Kraftfahrzeug⸗Typen. Der General⸗ 
bevollmächtigte für das Kraftfahrweſen, Oberſt 
von Schell, hat Ausführungsbeſtimmungen zu der 
Verordnung über Typenbegrenzung vom 2. März 1939 
erlaſſen. Danach werden mit Wirkung ab 1. Januar 
1940 bei den einzelnen Kraftfahrzeugarten nur noch 
die folgenden Typen zugelaſſen: 


Perſonenkraftwagen . 80 Typen 
Laſtkraftwagen . 19 Typen 
Krafträder . 80 Typen 
Kleinlaſtwagen 3 Typen. 


Die 30 Typen der Perſonenkraftwagen ber» 
teilen ſich auf alle Literklaſſen. Bei den Laſtkraft 
wagen werden nur noch fünf Größenklaſſen her⸗ 
geſtellt. Krafträder werden nur mit einem Hub⸗ 
raum von 125, 250, 350, 500 und 750 Kubikzentimeter 
hergeſtellt. Bei den Kleinlaſtwagen wird nach 
Einheitskonſtruktion je ein Typ Dreiradfahrzeug und 
Vierradfahrzeug hergeſtellt. Für Anhäng er von 
Laſtkraftwagen und Motorſchleppern find Einheits⸗ 
konſtruktionen in fünf verſchiedenen Gewichtsklaſſen 
zugelaſſen. Für die Perſonenbeförderung iſt die Her⸗ 
ſtellung eines Großraumomnibuſſes mit 
einem Dreiachsfahrgeſtell zugeſtanden. Die Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen ſind im Reichsanzeiger vom 
15. März 1939 veröffentlicht. 
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Handel - Gewerbe - Handwerk 


Richtzahlen für Betriebsvermögen, Umſatz, Betriebsausgaben und Gewinn im Buchhandel. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für Betriebe in gemieteten Räumen in Durchſchnittszahlen des 
Jahres 1936 das folgende Bild. 


ü N Sortimentsbuchhandel Sortiments buchhandel 
Reiner Sortiments buchhandel mit Antiquariat mit verſchied nen Nebenzweigen!) 
Umſatzgrößenklaſſen in RM 


ß . 
85 83 88 8 8 23 88 8 83 8 88 8 83 
r EFF 
— 5 3 3 5 2 5 3 5 5 = 5 3 
Vermögen und Kapital am 31. Dezember 1936 Durchſchnittszahlen je Betrieb 
Geſamtkapital 
ie Bere ir!!! 8 7404 | 14 032 26 888 71 001 | 211 390 J 24 62585 529 | 63 588] 693712 727 23 792] 68 132 | 208 298 


je Kopf den im Betrieb tätigen Perſonen AM | 2314 | 8 422 4886] 5 299 5872| 5239| 8 022 6 229 2812 3182 8719 4232 8 824 
Aktiva in v. H. des Geſamtkapitals 


Anlagen (Einrichtung egegenſtände u. dgl.) 5,2 4.4 3.8 3.2 2 3,9 5,0 2 6,0 fe 4,6 4.0 36 
Beaernorente WM... here 54,5 49,5] 42,7 37.9 33,4] 52,6| 50,6 47.4] 60,2 53.4| 50,9 46.1 43,9 
r ee Prater, Ba | SR 41, 50.4] 28,1| 30,5 36,3] 15,7] 20,9] 24.2 33,0 39,4 
AT ne I Nena, 13,1] 138] 25,1 13,0 11,5 10,2 10,3 9% 14,3] 15,5 147 12,6 9,7 
Paſſiva in v. H. des Geſamtkapitals 
r one 35,5 35,6 38,3 40,5 42,5 45/9 30,2 37% 35, 5, 39,7 38,3 37,1 
Dauerſchulden eee 15,8 17% 14,2 11,6 9,8 15,3] 12,8 12.7 19.0] 20,2 16,7 74,4 10,2 
Bieferantenschulben .........0 022022... 36, 302| 28,9 27.0 27.6 23.4] 338 3,1] 32,0] 3% 29,8 1,0 35,2 
Einkaufswert des bezogenen Bedinatautes 5,6 7.5 7 7.3 6,9 3,0 3 5,1 5,8 6,1 2,1 7.6 7,0 
So: ftige laufende Schulden e e 8,3 8,7 4.7 65 70 5,7] 4% 89 5,9 6,9 


Umſatz 
je Betrieb nn 2 e 16 118 | 85 57474 607211 848 | 698 6'1 | 37.070 | 72.097 | 157 828 | 16 355 | 35 512 | 70678 | 208 513 | 684 56 
je Kopf ber im Betrieb tätigen Perſonen AM 5037] 867712879 15 772 19 267 7887 12 220 15 478] 5452| 887% | 11044 | 12 95ʃ 12 560 
217,7 


in v. H. des Gefamtlapitald............... 253,5 277.8 297%] 323, 130,5 202,9 248,4] 235,8 27, 2970 306,0 328,5 


, e e ee 399,5 512,4 650,0 736,3 3511 288.2 401,3 527,5 391.8 322.9 530,3 66, 747,3 
Steuerfreier Umſatz in v. H. des Geſamt⸗ 
Aitſaes en 0,8 2,0 32 4,9 2,2 37 5, 0,2 0,5 122 2.0 1,8 
Steuerpflichtiger Umſatz in v. H. des Geſamt⸗ 
umſatzes 
und zwar ſteuerpflichtig mit 0,5 v. H.. — — — 2 397 — 2,6 23,9 — — — 2 
8 e 100, 99,2 98,0 711 64, 97,8 747 71,0] 99,8 99,5 98,9 98,0 98,2 
Wareneinkauf in v. H. des Gefamtumfabes .. 65,9] 69,5 70,8 71,2 73,5 499] 71,1 71,3] 68,3] 70,9 715 70,2 69,7 
Koſten in v. H. des Umſatzes 23,1 22,2] 22,9] 23,0 23,5] 27½6 2% 24,1] 24,7 20,7 22,5 24.9 28,0 
davon Löhne und Gehalter I 6.2 7,3 10,7 112 7.4 8.8 9,6 3,5 = 81 11,3 15,7 
Miete für bie Betriebsräume 5 8,0 6,0 4,7 3,8 3.0 6,4 4,8 3,6 Be 37 4,7 4,0 3,1 
Zinſen für Dauerſchulden 0,3 0,3 0,3 0,2 0,1 0.5 0.4 0,3 0,4 0, 0,3 0,3 02 
Zinſen für laufende Schunden 0,1 0,1 0.1 0.1 0,1 02 0,2 02 0.0 0,1 0,2 0,1 0,2 
Steuern vom Gewerbebetrieb) 2,3 2.4 2.4 5 22 1.9 1.9 22 2.4 2,5 2,5 2,6 
Sonſtige Koſten e 6,5 272 8,1 7,0 6,9 7,9 81 8,5 6,5 6,2 6,7 6,7 62 
Reineinkünfte aus Gewerbebetriebe) in v. H⸗ 
BESSHTITABEBITT s naeh. nee 411 9,0 7,1 3.2 3,6 55 6,3 1 11,6 9,9 7,6 5,8 39 


Zahl ber im Betrieb tätigen Perſonen 
Geſchäftsinhaber und ſtändig ohne Entgelt 
mithelfende Familienangehör ige 1,8 1,5 1,4 1,4 1,8 1,2 1,8 1,4 1,6 1,4 1,4 I 
Ungeftelte mit einem Jahresgehalt von 


. 
— 
7 


e e eee een — — — — — — — — — = — 0,1 1,0 
Sonſtige Angeſtellie 2 0,5 1,0 2,2 7,6 5,0 1,6 2,1 5,7 0,5 1,1 2,8 7,5 42,0 
FCC 0,5 0.8 1.2 2,5 4.2 1 1,4 1,7 on 09 1,4 3,2 4,8 
Arbeiter(⸗innen) und ſonſt. Betriebsperſonal 0,4 0.8 1.0 1,0 5,5 0,8 11 1,4 0,3 0,8 1,0 3,9 6,0 
CCC 3,2 4,1 5,8 13,4 36,0] 4,7] 59 10,2 9,0 4,0 6,4 16,1 54,5 


) Außer Antiquariat: Zeitſchriftenhandel, Leihbücheret. Muſikalienhandel, Kunſthandel, Papier- und Schreibwarenhandel. — ) Umſatzſteuer und 
Oewerbeſteuer. — 3) Gewinn einſchließlich der Zinſen für das im Betrieb arbeitende Eigenkapital und einſchließlich des Entgelts für die perſönliche 
Arbeit des Betriebsinhabers und feiner im Betrieb mithelfenden Familienangehörigen. 


Gründung und Auflöſung von Unternehmungen. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt 
ſich für die Gründung und Auflöſung der Unternehmungen im Altreich von 1932 bis 1938 das folgende Bild: 


: Off. Hanbelägef., 
Aktiengeſellſchaften Geſellſchaften m. b. H. Kommanditgeſ., Genoſſenſchaften 
Einzelfirmen 


2 8 FH 8 8 2 x = 8 5 2 = 2 2 25 
= E Fri 7 
& & 352 8333882] & = ae & & 8 8 882 
SE = as | SEE SSS € = 2 = — E 
3 = 3238 228 |sFS 5 Ei zus E = 3 5 82 
E 881 =E8 | ERS SSS 2 2 EE 2 =y 2 S 2 
E E S 2 [88% 5 = E 8 388 
= Ei 8 5 E 2 8 5 N 5 3 8 b 
f e si = 388 s * 385 
1 „ 
„ 
„ . 
e e . 
1 1 466 
e e ee 1352 
1888 SR NEN 28 759 1098 


) Einſchließlich Geſellſchaften bürgerlichen Rechts. 
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Verkehe 


Einführung von Vorſchriften auf dem Gebiet der 
Binnenſchiffahrt im Land Sfterreih und in den 
ſudetendeutſchen Gebieten. Der Verordnung vom 
13. März 1939 (RGBl. 1 S. 550) gemäß gelten ab 
1. April 1939 im Land Oſterreich und in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten die Bekanntmachung, betreffend 
Veräußerung von Binnenſchiffen ins Ausland, vom 
17. Januar 1918 in der Faſſung der Verordnung vom 
15. Oktober 1926 und das Geſetz zur Bekämpfung der 
Notlage der Binnenſchiffahrt vom 16. Juni 1933. 


* 


Zahlungsverkehr mit Böhmen und Mähren. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter veröffentlicht 
durch Runderlaß 44/39 Deviſenſtelle — 23/39 
Überwachungsſtelle neue Beſtimmungen über die 
Regelung des Zahlungsverkehrs mit dem Protektorat 
Böhmen und Mähren. Der Runderlaß unterſcheidet 
zwiſchen Zahlungen aus dem Warenverkehr und 
außerhalb des Warenverkehrs. Bei Zahlungen 
aus dem Warenverkehr wird unterſchieden 
zwiſchen Verpflichtungen aus der Zeit vor dem 
22. März 1939 und nach dem 21. März 1939. Für 
Einzahlungen auf Grund von Verpflichtungen aus 
dem Kapitalverkehr werden neue Spezial- 
konten eingerichtet. 


* 


ö Deutſches Deviſenrecht im Memelland. Durch 
Feng vom 29. März 1939 iſt das geſamte 
geutſche Deviſenrecht mit ſeinen Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften im Memelland eingeführt worden. Das 
en iſt nunmehr deviſenrechtlich In- 
9 7 und ihm gegenüber insbeſondere auch 
> auen Ausland. Reichsmarkzahlungen zwiſchen 
Memelland und dem bisherigen Reichsgebiet be— 
dürfen demnach einer deviſenrechtlichen Genehmigung 
nicht mehr. Die deviſenwirtſchaftliche Verwaltung des 

emelgebietes iſt dem Oberfinanzpräſidenten Oft- 
3 (Deviſenſtelle) in Königsberg 
= tragen worden. Für die Genehmigungen zur 
Hezahlung alter und neuer Verbindlichkeiten aus der 
Wareneinfuhr in das Memelland ſind die über⸗ 
wachungsſtellen zuſtändig. 


8 Snlandsbriefgebühren nach Böhmen und Mähren. 
Weiche : April 1939 an gelten im Poſtdienſt aus dem 
—— 1250 Protektorat Böhmen und 

N gewöhnliche Briefe und tk i 
nlandsgebühren. e 


Poſtdienſt mit 
ſendungen und Pa 
die Verſendungsvo 
deutſchen Dienſtes. 


dem Memelland. Für Brief⸗ 
dete nach dem Memelgebiet gelten 
rſchriften und Gebühren des inner⸗ 


Poſtpakete nach Spani 
poſt nimmt wieder Wotan 
förderung über Hambung an. 


Die Deutſche Reichs⸗ 
nach Madrid zur Be⸗ 


Poſtdienſt mit der Slowakei und der Karpatho⸗ 
Ukraine. Der Poſtanweiſungs⸗, Nachnahme-, Poſtauf⸗ 
trags⸗ und Gebührenzetteldienſt mit der Slowakei und 
der Karpatho⸗Ukraine iſt vorübergehend eingeſtellt 
worden. 


* 


Sonderpoſtwertzeichen. Die Deutſche Reichspoſt 
gibt zum Reichsberufswettkampf 1939 Sondermarken 
zu 6 und 12 Rpf. heraus, die auch zum Freimachen 
von Auslandsbriefſendungen verwendet werden 
können. 


* 


Verbilligung der Kraftpoſttarife. Die Deutſche 
Reichspoſt berechnet ab 1. April 1939 im Kraftpoſtver⸗ 
kehr nur noch 6 Rpf. für den Perſonenkilometer; in 
Ausnahmefällen beträgt dieſer Satz 5 Rpf. Für 
Monatskarten werden 60 v. H., für Wochenkarten 
50 v. H. Ermäßigung auf den normalen Fahrpreis 
gewährt. Schülerzeitkarten ſind um 70 v. H., Sonn⸗ 
tagsrückfahrkarten um 33 ¼ v. H. verbilligt. 


Arbeit und Soziales 

Umbenennung der Reichsanſtalt für Arbeitsver⸗ 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung. Der Verord⸗ 
nung vom 25. März 1939 (RGBl. I S. 575) gemäß 
werden die Landesarbeitsämter, die Arbeitsämter und 
die Reichsausgleichſtelle für Arbeitsvermittlung 
Reichsbehörden, die dem Reichsarbeitsminiſter unter⸗ 
ſtellt ſind. Die bisherige Reichsanſtalt für Arbeitsver⸗ 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung bleibt als Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechts unter der Bezeichnung 
„Reichsſtock für Arbeitseinſatz“ beſtehen. Sie hat die 
Aufgabe, das Beitragsaufkommen zu vereinnahmen 
und nach Maßgabe des Haushaltplans zu verausgaben. 
Grundſtücke, Gebäude und bewegliche Sachen der bis⸗ 
herigen Reichsanſtalt, die der Verwaltung dienen, 
gehen in das Eigentum des Reichs über. 


Ernährung und Landwictschaft 

Einführung fettwirtſchaftlicher Vorſchriften im 
Land Sſterreich und in den ſudetendeutſchen Gebieten. 
Durch Verordnung dom 28. Februar 1939 (RGBl. 1 
S. 553) wurden am 1. April 1939 im Land Öfterreic) 
und in den ſudetendeutſchen Gebieten die wichtigſten 
Vorſchriften des Altreichs über die Regelung der Fett⸗ 
wirtſchaft in Kraft geſetzt. 


Einführung von Fleiſchbeſchauvorſchriften im 
Land Sſterreich und in den ſudetendeutſchen Gebieten. 
Durch die Verordnungen vom 23. März 1939 (RGBl. I 
S. 572/573) wurden ab 1. April 1939 die wichtigſten 
Fleiſchbeſchauvorſchriften des Altreichs im Land Oſter⸗ 
reich und in den ſudetendeutſchen Gebieten einge⸗ 
führt. — Schweinefleiſch und Fleiſch von Tieren, die 
Trichinenträger fein können, das aus dem Land oſter⸗ 
reich und aus den ſudetendeutſchen Gebieten nach dem 
Altreich gelangt, unterliegt einer amtlichen Trichinen⸗ 


ſchau. 
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und Wirtschaft des Auslandes 

Anordnung über das Verbot der Ausfuhr und 
Einfuhr von Waren. Im Reichsanzeiger vom 29. März 
1939 iſt eine Anordnung vom 27. März 1939 ver⸗ 
öffentlicht, die ein Verzeichnis der ausfuhrverbotenen 
und einfuhrverbotenen Erzeugniſſe enthält. Die An⸗ 
ordnung iſt mit Wirkung ab 1. April 1939 in Kraft 
getreten. 

Deutſchlands Außenhandel (altes Reichsgebiet) 
nach Erdteilen im Januar 1939. Entwicklung in Mil⸗ 
lionen Reichsmark (Einfuhrüberſchuß = —; Aus⸗ 
fuhrüberſchuß = +): 


Dezember Januar Januar 

1938 1988 1939 
Europa ＋ 51,2 +21 + 58,2 
Afrika. — 12,6 — 22,2 — 21,0 
Alien . — 84 — — 12,6 
Amerika. — 35,2 — 28,1 — 
Auſtralien — 10 — 2,2 i 


Außenhandel der Oſtmark (ohne Altreich). Ent⸗ 
wicklung in Millionen Reichsmark: 


Einfuhr⸗ 

Ausfuhr Einfuhr überſchuß 
April 19388 29,0 48,0 19,0 
Mai 1938 88,4 60,8 22,4 
Juni 1938 33,4 56,1 22,7 
Suli 1938 30,8 55,2 24,6 
Auguſt 1938 25,7 52,5 26,8 
September 1938 25,9 42,6 16,7 
Oktober 1988 23,7 51,0 27,8 
November 1938 27 61,1 37,4 
Dezember 19388 32,1 56,1 24,0 
Januar bis Dezember 1937 447,8 562,2 84,4 
Januar bis Dezember 1938 362,2 602,4 240,2 
Januar 1939 22,7 82,5 39,8. 


* 


Argentinien. Wirtſchaftsabkommen mit Deutſch⸗ 
land. Zwiſchen Deutſchland und Argentinien iſt am 
27. März 1939 ein Wirtſchaftsabkommen unterzeichnet 
worden. Danach liefert Deutſchland im Wert von 
14 Millionen Reichsmark 64 Lokomotiven, 
Schlafwagen und ſonſtige Waggons nach 
Argentinien. Argentinien liefert 100 000 Tonnen 
Weizen und für den Reſtbetrag andere Getreide- 
arten und Wolle nach Deutſchland. Die Lieferungen 
ſollen innerhalb von ſechs Monaten durchgeführt 
werden. 


* 


China. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Jahr 1938. Entwicklung in 1000 Dollar: 


Ausfuhr Einfuhr Chinas 

nach aus Einfuhr⸗ 

Deutſchland überſchuß 
Januar bis Dezember 1937 72 477 146 874 78 897 
Januar bis Dezember 1938 56 440 112 989 56 499. 


Deutſchlands Anteil an der chineſiſchen Geſamt⸗ 
einfuhr im Jahr 1938 betrug 12,64 v. H. (im Vor⸗ 
jahr 15,31 v. H.). Deutſchlands Anteil an der chine⸗ 
ſiſchen Geſamtausfuhr im Jahr 1938 betrug 
7,39 v. H. (im Vorjahr 8,64 v. H.). 


* 


Dänemark. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Januar 1939. Entwicklung in Millionen Kronen: 


Ausfuhr Einfuhr Dänemarks 
nach aus Einfuhr⸗ 
Deutſchland überſchuß 
Januar 1988 27,0 35,1 8,1 
Januar 1939 290 84,9 5,9. 


* 


England. Induſtrie⸗Beſprechungen mit Deutſch⸗ 
land. Zwiſchen der Vereinigung engliſcher Strumpf⸗ 
erzeuger und der Deutſchen Strumpfinduſtrie finden 
in Düſſeldorf Beſprechungen ſtatt. Die Beſprechungen 
ſollen gleichzeitig neben den Beratungen zwiſchen der 
engliſchen Induſtrievereinigung und der Reichsgruppe 
Induſtrie ſtattfinden, die am 16. März 1939 in Düſſel⸗ 
dorf beginnen. 

Frankreich. Deutſch⸗franzöſiſche Wirtſchaftsver⸗ 
handlungen über die Eingliederung der ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete. Zwiſchen Deutſchland und Frank⸗ 
reich fanden Verhandlungen über die Eingliederung 
der ſudetendeutſchen Gebiete in die Deutſch⸗franzö⸗ 
ſiſchen Wirtſchaftsverträge ſtatt. 


* 


Litauen. Der Deutſch⸗litauiſche Außenhandel im 
Jahr 1938. Der Außenhandel des Altreichs mit 
Litauen leinſchließlich Memelland) hat ſich wie folgt 
entwickelt (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 

Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 

Kalender⸗ nach aus Ausfuhr-(+) 

jahr Litauen Überſchuß 

1934 14,7 15,1 — 0,4 
1985 6,7 2,6 +41 
19836 7,4 9,1 — 1,7 
1987 20,5 17,2 ＋ 8,8 
1938 23,5 27,6 — 4, 1. 


Polen. Deutſch⸗polniſcher Zuſatzvertrag. Zwiſchen 
Deutſchland und Polen iſt am 2. März 1939 ein Zu⸗ 
ſatzbertrag zum Wirtſchaftsvertrag vom 1. Juli 1938 
unterzeichnet worden, Es iſt vereinbart worden, die 
Höhe der bisher zwiſchen Deutſchland einerſeits und 
Polen und Danzig anderſeits vertraglich vorgeſehenen 
Warenumſätze von 520 Millionen Zloty auf 
600 Millionen Zloty jährlich zu bringen. 
Außerdem iſt die Höhe der Polniſch⸗Danziger Ausfuhr 
nach Deutſchland für die nächſten drei Monate feſt⸗ 
geſetzt worden. 
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